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Entscheidungsdatum

13.03.2017
Norm

B-VG Art.133 Abs4
INVEKOS-GIS-V 2011 8§84
MOG 2007 §19 Abs3
MOG 2007 §6

MOG 2007 §8i

VWGVG §24 Abs4
VWGVG §28 Abs1

VWGVG §28 Abs2

. B-VG Art. 133 heute

—_

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giiltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. 84 glltig von 28.08.2014 bis 07.05.2015 aufgehoben durch BGBI. Il Nr. 100/2015

2. §4 gultigvon 13.10.2011 bis 27.08.2014

1. VWGVG 8§ 24 heute

2. VWGVG § 24 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VWGVG § 24 glltig von 01.01.2017 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2017

4. VwWGVG § 24 giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2016

1. VWGVG 8§ 28 heute

2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. VwWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
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Spruch
W156 2115341-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Alexandra Krebitz als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
von HXXXX JXXXX, BNr. XXXX, gegen den Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 14.11.2013, AZ 11/7-EBP/09-XXXX,
betreffend Einheitliche Betriebspramie 2009, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin
Mag. Alexandra Krebitz als Einzelrichterin Uber die Beschwerde von HXXXX JXXXX, BNr. romisch 40 , gegen den
Bescheid der Agrarmarkt Austria (AMA) vom 14.11.2013, AZ 11/7-EBP/09-XXXX, betreffend Einheitliche Betriebspramie
2009, zu Recht erkannt:

A) . Der Beschwerde gegen den Bescheid der AMA vom 14.11.2013, AZ) rémisch eins. Der Beschwerde gegen den
Bescheid der AMA vom 14.11.2013, AZ

11/7-EBP/09-XXXX, betreffend Einheitliche Betriebspramie 2009, wird teilweise stattgegeben und der angeflhrte
Bescheid dahingehend abgeandert, dass keine Sanktion gemal3 Art. 51 VO (EG) 796/2004 verhangt wird, sondern
lediglich fir die nicht beihilfefahigen Flachen keine Pramiengewdhrung erfolgt.ll/7-EBP/09-XXXX, betreffend
Einheitliche Betriebspramie 2009, wird teilweise stattgegeben und der angeflihrte Bescheid dahingehend abgeandert,
dass keine Sanktion gemall Artikel 51, VO (EG) 796 aus 2004, verhangt wird, sondern lediglich fir die nicht

beihilfefahigen Flachen keine Pramiengewahrung erfolgt.

Il. GemalR8 19 Abs. 3 MOG 2007, BGBI. | Nr. 55/2007 idgF, wird der AMA aufgetragen, gemal3 den Vorgaben in
Spruchpunkt 1. die entsprechenden Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis dem Beschwerdefuhrer
bescheidmaRig mitzuteilen.rémisch zwei. Gemal3 Paragraph 19, Absatz 3, MOG 2007, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
55 aus 2007, idgF, wird der AMA aufgetragen, gemalR den Vorgaben in Spruchpunkt 1. die entsprechenden

Berechnungen durchzufihren und das Ergebnis dem Beschwerdefiihrer bescheidmaRig mitzuteilen.
B) Die Revision ist nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangrémisch eins. Verfahrensgang

Der Beschwerdeflihrer stellte fur das Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie flir das Antragsjahr 2009 fir in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflhrer ist Auftreiber auf die Almen mit der BNr. XXXX
(MXXXX-Alpe), BNr. XXXX (KXXXX Alm) und BNr. XXXX (MXXXX XXXX XXXX), fur die durch deren Bewirtschafter ebenfalls
je ein Mehrfachantrag gestellt wurde.Der Beschwerdeflhrer stellte fur das Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-
Flachen und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie far das Antragsjahr 2009 fir in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefiihrer ist Auftreiber auf die
Almen mit der BNr. romisch 40 (MXXXX-Alpe), BNr. rémisch 40 (KXXXX Alm) und BNr. rémisch 40 (MXXXX rémisch 40
rémisch 40), fur die durch deren Bewirtschafter ebenfalls je ein Mehrfachantrag gestellt wurde.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2009, AZ 11/7-EBP/09-XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer fur das Antragsjahr 2009
eine Betriebspramie in Hohe von EUR 630,43 gewdhrt. Dabei wurden 15,03 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache von 8,35 ha und eine ermittelte Flache im Ausmal? von 8,35 ha zugrunde
gelegt.

Mit Abanderungsbescheid vom 26.05.2010, AZ 11/7-EBP/09-XXXX, wurde dem Beschwerdefihrer fur das Antragsjahr
2009 eine Betriebspramie in Hohe von EUR 759,53 gewahrt. Dabei wurden 15,03 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache von 10,06 ha und eine ermittelte Flache im Ausmald von 10,06 ha zugrunde
gelegt.
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Mit Schreiben vom 27.07.2011 wurde die bewirtschaftende Agrargemeinschaft der Alm, BNr. XXXX, im Rahmen eines
Abgleiches der Flachen 2007 - 2010 aufgefordert, zur verringerten Antragstellung Stellung zu nehmen.Mit Schreiben
vom 27.07.2011 wurde die bewirtschaftende Agrargemeinschaft der Alm, BNr. rémisch 40 , im Rahmen eines
Abgleiches der Flachen 2007 - 2010 aufgefordert, zur verringerten Antragstellung Stellung zu nehmen.

Am 18.07.2013 erfolgt auf der Alm, BNr. XXXX, eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten Almfutterflache von
34 ha lediglich 18,11 ha vorgefunden wurde, was fur den Beschwerdefiihrer eine Differenzflache von 1,3 ha
bedeutet. Am 18.07.2013 erfolgt auf der Alm, BNr. rémisch 40 , eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten
Almfutterflache von 34 ha lediglich 18,11 ha vorgefunden wurde, was flr den Beschwerdefihrer eine Differenzflache

von 1,3 ha bedeutet.

Am 24.10.2012 erfolgt auf der Alm, BNr. XXXX, eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten Almfutterflache von
302,21 ha lediglich 217,73 ha vorgefunden wurde, was fir den Beschwerdefihrer eine Differenzflache von 0,48 ha
bedeutet.Am 24.10.2012 erfolgt auf der Alm, BNr. rémisch 40 , eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten
Almfutterflache von 302,21 ha lediglich 217,73 ha vorgefunden wurde, was fir den Beschwerdefihrer eine
Differenzflache von 0,48 ha bedeutet.

Mit Schreiben vom 20.12.2012 beantragte ein Vertreter der die Alm, BNr. XXXX, bewirtschaftenden Agrargemeinschaft
bei der zustandigen Bezirkslandwirtschaftskammer unter Begrindung der Flachenreduktion den Antrag auf
rackwirkende Richtigstellung seines Mehrfachantrages-Flachen flr das Jahr 2009 derart, dass nunmehr statt einer
Futterflache von 302,21 ha eine solche von 252,92 ha zu Grunde zu legen sei.Mit Schreiben vom 20.12.2012 beantragte
ein Vertreter der die Alm, BNr. rémisch 40 , bewirtschaftenden Agrargemeinschaft bei der zustandigen
Bezirkslandwirtschaftskammer unter Begrindung der Flachenreduktion den Antrag auf rickwirkende Richtigstellung
seines Mehrfachantrages-Flachen fir das Jahr 2009 derart, dass nunmehr statt einer Futterflache von 302,21 ha eine
solche von 252,92 ha zu Grunde zu legen sei.

Der ruckwirkende Korrekturantrag wurde wegen des Widerspruchs zur "SVE" nicht berucksichtigt.

Mit angefochtenem Abdanderungsbescheid vom 14.11.2013, AZ [I/7-EBP/09-XXXX, wurde der Antrag des
Beschwerdefiihrers fir das Antragsjahr 2009 abgelehnt, wobei 15,03 flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine
beantragte Flache von 10,06 ha und eine ermittelte Flache im Ausmal von 8,28 ha zugrunde gelegt wurden. Die
Differenzflache zwischen Antrag und der bei der VOK festgestellten Flache betrage 1,78 ha und daher kénne keine
Beihilfe gewahrt werden.

Die aufschiebende Wirkung wurde ausgeschlossen.

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeflhrer in offener Frist Berufung (nunmehr: Beschwerde). Darin wird
ausgefihrt, Ubererkldrungen seien in Bezug auf eine Parzelle derselben Kulturgruppe mit Untererklérungen in Bezug
auf eine andere Parzelle zu verrechnen und Landschaftselemente seien nicht bzw. unrichtig berlcksichtigt worden.
Die beihilfefahige Flache sei nach bestem Wissen und Gewissen und mit der nétigen Sorgfalt nach den ortlichen
Verhéltnissen ermittelt und die Bewertungen im Einzelnen fachlich begriindet worden. An einem abweichenden
Ergebnis treffe ihn keine Schuld, da die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen Behérde zurtckzufuhren und fur ihn
nicht erkennbar gewesen sei. Durch die Anderung des Messsystems ohne Veranderungen des Naturzustandes ab dem
Herbstantrag 2010 und ohne Anderung der Bewirtschaftungsverhdltnisse sei es zu Anderungen des
Berechnungsergebnisses der relevanten Futterflache gekommen. Es kénne den Antragsteller kein Verschulden treffen,
wenn die Behorde falsche Messsysteme verwendet. Die Unrichtigkeit der Fldachenangaben des Almbewirtschafters sei
nicht erkennbar gewesen, weil aufgrund eines mangelhaften Luftbildes zum Antragszeitpunkt der Almbewirtschafter
auch bei Kenntnis der tatsachlichen Verhaltnisse vor Ort die unrichtigen Flachenangaben nicht habe erkennen kénnen.
Ruckwirkende Korrekturen seinen nicht bertcksichtigt worden. Kirzungen und Ausschlisse kdnnten wegen
Verjahrung nicht mehr verhangt werden und die Strafe sei unangemessen hoch. Es wird der Antrag gestellt, die
Behodrde moge die entsprechenden Prifberichte "samtlicher betreffender Almen" mit einem Luftbild versehen, auf
welchem die einzelnen Schlage genau bezeichnet werden, und im Rahmen des Parteiengehérs Ubermitteln. Ferner
wendet sich die Berufung gegen den Ausschluss der aufschiebenden Wirkung und beantragt die Durchfihrung eines
Ortsaugenscheins sowie die Feststellung der Almreferenzflache mit eigenem Feststellungsbescheid.

Der Berufung liegt eine Darstellung des Obmannes der die Alm, BNr. XXXX, bewirtschaftenden Agrargemeinschaft vom
02.10.2013 samt Orthophotos bei. Darin wird im Wesentlichen ausgefihrt, dass m Jahr 2000 mit Unterstltzung der



Landwirtschaftskammer eine Futterflache von 491 ha festgestellt worden sei. Ab 2004habe aufgrund genauerer
Luftbilder die Futterflache genauer festgestellt werden kénnen und sei mit 160 ha bestimmt worden. Dies sei auch
durch die Vor-Ort-Kontrolle 2004 bestatigt worden. Durch eine Erhéhung der Viehauftriebszahl und der
Flachenermittlung im Internet sei 2007 eine Flache von 192,64 ha festgestellt und beantragt worden. Im Jahr 2010 sei
mit einem Mitarbeiter der Bezirkslandwirtschaftskammer die Futterflache neuerlich bestimmt wurden und aufgrund
einer neuerlichen Erhéhung des Viehauftriebes mit 252,92 ha ermittelt und beantragt worden. Die mit Vor-Ort-
Kontrolle 2012 festgestellte Futterflache von 221,87 ha kdnne auch aufgrund der Verdopplung des Viehbestandes nicht
nachvollzogen werden und zeigten auch die Luftbilder 2011 und 2013, dass sich die Futterflache nicht verringert
habe.Der Berufung liegt eine Darstellung des Obmannes der die Alm, BNr. rémisch 40 , bewirtschaftenden
Agrargemeinschaft vom 02.10.2013 samt Orthophotos bei. Darin wird im Wesentlichen ausgeftihrt, dass m Jahr 2000
mit Unterstitzung der Landwirtschaftskammer eine Futterflache von 491 ha festgestellt worden sei. Ab 2004habe
aufgrund genauerer Luftbilder die Futterflache genauer festgestellt werden kénnen und sei mit 160 ha bestimmt
worden. Dies sei auch durch die Vor-Ort-Kontrolle 2004 bestatigt worden. Durch eine Erhéhung der Viehauftriebszahl
und der Flachenermittlung im Internet sei 2007 eine Flache von 192,64 ha festgestellt und beantragt worden. Im Jahr
2010 sei mit einem Mitarbeiter der Bezirkslandwirtschaftskammer die Futterflache neuerlich bestimmt wurden und
aufgrund einer neuerlichen Erhéhung des Viehauftriebes mit 252,92 ha ermittelt und beantragt worden. Die mit Vor-
Ort-Kontrolle 2012 festgestellte Futterflache von 221,87 ha kdnne auch aufgrund der Verdopplung des Viehbestandes
nicht nachvollzogen werden und zeigten auch die Luftbilder 2011 und 2013, dass sich die Futterflache nicht verringert
habe.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen (Sachverhalt):

Der BeschwerdefUhrer stellte fir das Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-Flachen und beantragte u.a. die
Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fir das Antragsjahr 2009 fur in den Beilagen Flachenbogen und
Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdeflhrer ist Auftreiber auf die Aimen mit der BNr. XXXX
(MXXXX-Alpe), BNr. XXXX (KXXXX Alm) und BNr. XXXX (MXXXX XXXX XXXX), fur die durch deren Bewirtschafter ebenfalls
je ein Mehrfachantrag gestellt wurde.Der Beschwerdeflhrer stellte fur das Antragsjahr 2009 einen Mehrfachantrag-
Flachen und beantragte u.a. die Gewahrung der Einheitlichen Betriebspramie fur das Antragsjahr 2009 fir in den
Beilagen Flachenbogen und Flachennutzung naher konkretisierte Flachen. Der Beschwerdefiihrer ist Auftreiber auf die
Almen mit der BNr. rémisch 40 (MXXXX-Alpe), BNr. romisch 40 (KXXXX Alm) und BNr. romisch 40 (MXXXX romisch 40

rémisch 40), fur die durch deren Bewirtschafter ebenfalls je ein Mehrfachantrag gestellt wurde.

Mit Bescheid der AMA vom 30.12.2009, AZ 11/7-EBP/09-XXXX, wurde dem Beschwerdefuhrer fur das Antragsjahr 2009
eine Betriebspramie in Hohe von EUR 630,43 gewdhrt. Dabei wurden 15,03 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache von 8,35 ha und eine ermittelte Flache im Ausmal3 von 8,35 ha zugrunde
gelegt.

Mit Abanderungsbescheid vom 26.05.2010, AZ 11/7-EBP/09-XXXX, wurde dem Beschwerdefiihrer fir das Antragsjahr
2009 eine Betriebspramie in Hohe von EUR 759,53 gewahrt. Dabei wurden 15,03 zugewiesene flachenbezogene
Zahlungsansprtiche, eine beantragte Flache von 10,06 ha und eine ermittelte Flache im Ausmald von 10,06 ha zugrunde
gelegt.

Mit Schreiben vom 27.07.2011 wurde die bewirtschaftende Agrargemeinschaft der Alm, BNr. XXXX, im Rahmen eines
Abgleiches der Flachen 2007 - 2010 aufgefordert, zur verringerten Antragstellung Stellung zu nehmen.Mit Schreiben
vom 27.07.2011 wurde die bewirtschaftende Agrargemeinschaft der Alm, BNr. rémisch 40 , im Rahmen eines
Abgleiches der Flachen 2007 - 2010 aufgefordert, zur verringerten Antragstellung Stellung zu nehmen.

Am 18.07.2013 erfolgt auf der Alm, BNr. XXXX, eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten Almfutterflache von
34 ha lediglich 18,11 ha vorgefunden wurde, was fur den Beschwerdefiihrer eine Differenzflache von 1,3 ha
bedeutet.Am 18.07.2013 erfolgt auf der Alm, BNr. rémisch 40 , eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten
Almfutterflache von 34 ha lediglich 18,11 ha vorgefunden wurde, was flir den Beschwerdefiihrer eine Differenzflache
von 1,3 ha bedeutet.

Am 24.10.2012 erfolgt auf der Alm, BNr. XXXX, eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten Almfutterflache von



302,21 ha lediglich 217,73 ha vorgefunden wurde, was fir den Beschwerdeflhrer eine Differenzflaiche von 0,48 ha
bedeutet.Am 24.10.2012 erfolgt auf der Alm, BNr. rémisch 40 , eine Vorort-Kontrolle, bei der statt der beantragten
Almfutterflache von 302,21 ha lediglich 217,73 ha vorgefunden wurde, was fir den Beschwerdefihrer eine
Differenzflache von 0,48 ha bedeutet.

Mit Schreiben vom 20.12.2012 beantragte ein Vertreter der die Alm, BNr. XXXX, bewirtschaftenden Agrargemeinschaft
bei der zustandigen Bezirkslandwirtschaftskammer unter Begrindung der Flachenreduktion den Antrag auf
rackwirkende Richtigstellung seines Mehrfachantrages-Flachen flr das Jahr 2009 derart, dass nunmehr statt einer
Futterflache von 302,21 ha eine solche von 252,92 ha zu Grunde zu legen sei.Mit Schreiben vom 20.12.2012 beantragte
ein Vertreter der die Alm, BNr. réomisch 40 , bewirtschaftenden Agrargemeinschaft bei der zustandigen
Bezirkslandwirtschaftskammer unter Begrindung der Flachenreduktion den Antrag auf rickwirkende Richtigstellung
seines Mehrfachantrages-Flachen fir das Jahr 2009 derart, dass nunmehr statt einer Futterflache von 302,21 ha eine
solche von 252,92 ha zu Grunde zu legen sei.

Der ruckwirkende Korrekturantrag wurde wegen des Widerspruchs zur "SVE" nicht berucksichtigt.

Mit angefochtenem Abdnderungsbescheid vom 14.11.2013, AZ |I/7-EBP/09-XXXX, wurde der Antrag des
Beschwerdefiihrers fiir das Antragsjahr 2009 abgelehnt, wobei 15,03 flachenbezogene Zahlungsanspriche, eine
beantragte Flache von 10,06 ha und eine ermittelte Flache im Ausmal von 8,28 ha zugrunde gelegt wurden. Die
Differenzflache zwischen Antrag und der bei der VOK festgestellten Flache betrage 1,78 ha und daher kdénne keine
Beihilfe gewahrt werden.

Die aufschiebende Wirkung wurde ausgeschlossen.

Die Flachendifferenz ergibt sich aus den Ergebnissen der durchgefiihrten Vor-Ort-Kontrollen.
2. Beweiswurdigung:

Der Sachverhalt ergibt sich aus dem Akt und wurde von keiner Partei bestritten.

3. Rechtliche Beurteilung:

3.1. Anwendbare Rechtsvorschriften:

Zur Zustandigkeit:

Gemald Art. 131 Abs. 2 B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdrden besorgt werden.Gemal3 Artikel
131, Absatz 2, B-VG erkennt das Verwaltungsgericht des Bundes Uber Beschwerden in Rechtssachen in
Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von Bundesbehdérden besorgt werden.

Gemall § 6 Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007),BGBI. | Nr. 55/2007 i. d.g.F., ist die AMA zustandige
Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister
far Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs
und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen
Marktordnungsrechts vorbehalt.GemaR Paragraph 6, Marktordnungsgesetz 2007 (MOG 2007), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 55 aus 2007, i. d.g.F., ist die AMA zustandige Marktordnungs-, Interventions- und Zahlstelle im Sinne dieses
Bundesgesetzes, soweit sich nicht der Bundesminister fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im
Interesse der Wahrung des Gesamtzusammenhangs und der Wirtschaftlichkeit der Verwaltung durch Verordnung
Angelegenheiten der Vollziehung des gemeinschaftlichen Marktordnungsrechts vorbehalt.

Gemall § 1 AMA-Gesetz, BGBI. 376/1992 i.d.g.F., kdbnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder
durch Verordnungen, die auf Grund von Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der
AMA unmittelbar als Bundesbehorde besorgt werden.GemaR Paragraph eins, AMA-Gesetz, Bundesgesetzblatt 376 aus
1992, i.d.g.F., kdnnen Angelegenheiten, soweit diese durch Bundesgesetz oder durch Verordnungen, die auf Grund von
Bundesgesetzen erlassen werden, an die AMA Ubertragen werden, von der AMA unmittelbar als Bundesbehoérde
besorgt werden.

Gemal? § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVwWGG), BGBI. | Nr. 10/2013 i.d.F. BGBI. | Nr. 122/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.GemaR Paragraph 6, Bundesverwaltungsgerichtsgesetz (BVWGG), Bundesgesetzblatt Teil eins,
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Nr. 10 aus 2013, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal? Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG)
mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemdal? anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VwWGVG sind,
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren tber Beschwerden gemal3 Artikel 130,
Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG) mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des rémisch vier. Teiles, und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemdal? anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Gemall § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemald Art. 130 Abs. 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maf3gebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.Gemal} Paragraph 28, Absatz 2, VWGVG hat das Verwaltungsgericht Gber Beschwerden
gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maf3gebliche Sachverhalt
feststeht oder die Feststellung des mal3geblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der
Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Gemal § 24 Abs. 4 VWGVG kann von der Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die
Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und
einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958 (MRK), noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union (GRC),
ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.GemalR Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG kann von der
Durchfihrung einer mandlichen Verhandlung abgesehen werden, wenn die Akten erkennen lassen, dass die
mundliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung
weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, (MRK), noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europdischen Union
(GRC), ABI. Nr. C 83 vom 30.3.2010 S. 389, entgegenstehen.

In der Sache selbst:

Art. 19 Abs. 1 sowie Art. 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit
gemeinsamen Regeln fur Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten
Sttzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr.
1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, ABI. L 30
vom 31.01.2009, S. 16 (im Folgenden:Artikel 19, Absatz eins, sowie Artikel 33 bis 35 und 37 der Verordnung (EG) Nr. 73
aus 2009, des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln flr Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen
Agrarpolitik und mit bestimmten Stiitzungsregelungen fur Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe und zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 1290 aus 2005,, (EG) Nr. 247 aus 2006,, (EG) Nr. 378 aus 2007, sowie zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Amtsblatt L 30 vom 31.01.2009, S. 16 (im Folgenden:

VO (EG) 73/2009), legen fest, dass Betriebsinhaber Betriebspramie in Anspruch nehmen kdnnen, wenn sie eine
entsprechende Zahl von Zahlungsanspriichen besitzen und diese durch Stellung eines entsprechenden Antrages je
beihilfefahige Hektarflache aktivieren. Dabei ist beihilfefahig jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede
Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache
auch far nichtlandwirtschaftliche Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fir eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
wird. Als landwirtschaftliche Flache definiert Art. 2 lit. h der Verordnung jede Flache, die als Ackerland, Dauergrinland
oder Dauerkulturen genutzt wird. Die Betriebsinhaber melden die Parzellen an, die der beihilfefdhigen Hektarflache
fur jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AuRBer im Fall hdherer Gewalt oder aulRergewdhnlicher Umstande missen
diese Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur Verfigung stehen, der
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jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags festgesetzten Zeitpunkt liegen
darf.vO (EG) 73 aus 2009,), legen fest, dass Betriebsinhaber Betriebspramie in Anspruch nehmen kénnen, wenn sie
eine entsprechende Zahl von Zahlungsanspriichen besitzen und diese durch Stellung eines entsprechenden Antrages
je beihilfefahige Hektarflache aktivieren. Dabei ist beihilfefahig jede landwirtschaftliche Flache des Betriebs und jede
Flache mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt wird, oder, wenn die Flache
auch fur nichtlandwirtschaftliche Tatigkeiten genutzt wird, hauptsachlich fur eine landwirtschaftliche Tatigkeit genutzt
wird. Als landwirtschaftliche Flache definiert Artikel 2, Litera h, der Verordnung jede Flache, die als Ackerland,
Dauergriinland oder Dauerkulturen genutzt wird. Die Betriebsinhaber melden die Parzellen an, die der beihilfefdhigen
Hektarflache fir jeden Zahlungsanspruch entsprechen. AuBer im Fall hoherer Gewalt oder auBergewdhnlicher
Umstande missen diese Parzellen dem Betriebsinhaber zu einem vom Mitgliedstaat festzusetzenden Zeitpunkt zur
Verfligung stehen, der jedoch nicht nach dem in demselben Mitgliedstaat fiir die Anderung des Beihilfeantrags
festgesetzten Zeitpunkt liegen darf.

Aus Art. 19 Abs. 1 i.V.m. Art. 2 lit. a und b dieser VO ergibt sich, dass nur der Betriebsinhaber einen Beihilfeantrag
stellen kann, wobei Betriebsinhaber eine natirliche oder juristische Person oder eine Vereinigung naturlicher oder
juristischer Personen ist, unabhadngig davon, welchen rechtlichen Status die Vereinigung und ihre Mitglieder aufgrund
nationalen Rechts haben, deren Betrieb sich im Gebiet der Gemeinschaft befindet und die eine landwirtschaftliche
Tatigkeit ausubt.Aus Artikel 19, Absatz eins, in Verbindung mit Artikel 2, Litera a und b dieser VO ergibt sich, dass nur
der Betriebsinhaber einen Beihilfeantrag stellen kann, wobei Betriebsinhaber eine natirliche oder juristische Person
oder eine Vereinigung naturlicher oder juristischer Personen ist, unabhdngig davon, welchen rechtlichen Status die
Vereinigung und ihre Mitglieder aufgrund nationalen Rechts haben, deren Betrieb sich im Gebiet der Gemeinschaft
befindet und die eine landwirtschaftliche Tatigkeit austbt.

Gemall Art. 22 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 der Kommission vom 21. April 2004 mit
Durchfiihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln fir
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe, ABI. L 141 vom 30.4.2004, S. 18 ff.,, im Folgenden VO (EG) 796/2004, kann ein
Beihilfeantrag jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zuriickgenommen werden. Hat die zustandige Behorde den
Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht
unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufthren, und werden bei dieser Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt,
so kdnnen die von einer UnregelmaRigkeit betroffenen Teile des Beihilfeantrags nicht zurickgenommen
werden.Gemal Artikel 22, der Verordnung (EG) Nr. 796 aus 2004, der Kommission vom 21. April 2004 mit
Durchfihrungsbestimmungen zur Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, zur Modulation und zum Integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystem nach der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, des Rates mit gemeinsamen Regeln fir
Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stitzungsregelungen fir Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe, Amtsblatt L 141 vom 30.4.2004, S. 18 ff., im Folgenden VO (EG) 796 aus 2004,, kann ein
Beihilfeantrag jederzeit schriftlich ganz oder teilweise zuriickgenommen werden. Hat die zustandige Behorde den
Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht
unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufthren, und werden bei dieser Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt,
so kdnnen die von einer Unregelmaliigkeit betroffenen Teile des Beihilfeantrags nicht zurickgenommen werden.

Art. 2, 8, 11, 19, 30, 50, 51, 68 und 73 VO (EG) 796/2004 lauten auszugsweiseArtikel 2, 8, 11, 19, 30, 50, 51, 68 und 73
VO (EG) 796 aus 2004, lauten auszugsweise:

"Artikel 2
Definitionen

(2) "Dauergrinland": Flachen, die durch Einsaat oder auf naturliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder
anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang nicht Bestandteil der Fruchtfolge des
landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von Stilllegungsregelungen gemaR Artikel 107
Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 sowie gemal3 der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates, gemali den
Artikeln 22, 23 und 24der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 des Rates und gemal? Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr.
1698/2005 des Rates stillgelegte Flachen;(2) "Dauergrinland": Fldchen, die durch Einsaat oder auf natlrliche Weise



(Selbstaussaat) zum Anbau von Gras oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden und mindestens funf Jahre lang
nicht Bestandteil der Fruchtfolge des landwirtschaftlichen Betriebs waren, ausgenommen Flachen im Rahmen von
Stilllegungsregelungen gemal Artikel 107 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, sowie gemald der
Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates, gemal? den Artikeln 22, 23 und 24der Verordnung (EG) Nr. 1257 aus 1999,
des Rates und gemal Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698 aus 2005, des Rates stillgelegte Flachen;

(2a) "Gras oder andere Grunfutterpflanzen": alle Grunpflanzen, die herkdmmlicherweise in nattrlichem Grinland
anzutreffen oder normalerweise Teil von Saatgutmischungen fur Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind
(unabhangig davon, ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kdnnen Kulturpflanzen
einschlieBen, die in Anhang IX der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgefiihrt sind; [ 1(2a) "Gras oder andere
GrUnfutterpflanzen": alle Grinpflanzen, die herkdmmlicherweise in natlrlichem Grinland anzutreffen oder
normalerweise Teil von Saatgutmischungen fir Grinland oder Wiesen in dem Mitgliedstaat sind (unabhangig davon,
ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden). Die Mitgliedstaaten kdnnen Kulturpflanzen einschlieRen, die in Anhang
rémisch neun der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, aufgefihrt sind; [ ]

(22) "Ermittelte Flache": Flache, die allen in den Vorschriften fur die Beihilfegewahrung festgelegten Voraussetzungen
genlgt; im Rahmen der Betriebspramienregelung ist die beantragte Flache nur zusammen mit der entsprechenden
Zahl von Zahlungsanspruchen

als ermittelte Flache zu betrachten;"
"Artikel 8
Allgemeine Grundsatze in Bezug auf die landwirtschaftlichen Parzellen

(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 gilt eine mit Bdumen
bestandene Parzelle als landwirtschaftliche Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die
landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht
baumbestandenen Parzellen in demselben Gebiet mdglich sind.(1) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 34
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, gilt eine mit Bdumen bestandene Parzelle als landwirtschaftliche
Parzelle im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, sofern die landwirtschaftlichen Tatigkeiten bzw. die
beabsichtigten Kulturen unter vergleichbaren Bedingungen wie bei nicht baumbestandenen Parzellen in demselben
Gebiet moglich sind.

(2) Werden Flachen gemeinsam genutzt, so teilen die zustandigen Behdrden diese fiktiv entsprechend dem Umfang
der Nutzung durch die einzelnen Betriebsinhaber oder entsprechend deren Nutzungsrechten auf diese auf."

"Artikel 11
Einreichung des Sammelantrags

(1) Ein Betriebsinhaber kann im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen nur einen Sammelantrag pro Jahr
einreichen.

[]

(2) Der Sammelantrag ist bis zu einem von den Mitgliedstaaten auf spatestens 15. Mai des Jahres festzusetzenden
Termin einzureichen. Estland, Lettland, Litauen, Finnland und Schweden kénnen den Termin auf spatestens 15. Juni
festsetzen.

[].I|
"Artikel 12
Inhalt des Sammelantrags

(1) Der Sammelantrag muss alle zur Feststellung der Beihilfefdhigkeit erforderlichen Informationen enthalten,
insbesondere

(a) die Identifizierung des Betriebsinhabers;

(b) die betreffenden Beihilferegelungen;



(c) die Identifizierung der Zahlungsanspruche entsprechend dem Identifizierungs- und Registrierungssystem gemal
Artikel 7 im Rahmen der Betriebspramienregelung;

(d) die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache
ausgedruckt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die
Parzelle bewassert wird; [ 1"

"Artikel 19
Berichtigung offensichtlicher Irrtimer

Unbeschadet der Artikel 11 bis 18 kann ein Beihilfeantrag nach seiner Einreichung jederzeit berichtigt werden, wenn
die zustandige Behdérde offensichtliche Irrtimer anerkennt.”

"Artikel 30
Bestimmung der Flachen

(1) Die Flachen der landwirtschaftlichen Parzellen werden mit Mitteln bestimmt, die nachweislich eine Messgenauigkeit
gewahrleisten, welche derjenigen, wie sie von der auf Gemeinschaftsebene festgelegten geltenden technischen Norm
vorgeschrieben wird, zumindest gleichwertig ist.

Es wird eine Toleranzmarge festgelegt mit einem auf den Parzellenumfang angewendeten Pufferwert von héchstens
1,5 m. Die Hochsttoleranz fur die einzelnen landwirtschaftlichen Parzellen darf jedoch einen Absolutwert von 1,0 ha
nicht Gberschreiten.

Die Toleranzmarge nach Unterabsatz 2 gilt nicht fir Olbaumparzellen, deren Fliche entsprechend Anhang XXIV
Nummern 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 1973/2004 in Oliven-GIS-ha berechnet wird.Die Toleranzmarge nach
Unterabsatz 2 gilt nicht fiir Olbaumparzellen, deren Flache entsprechend Anhang rémisch 24 Nummern 2 und 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1973 aus 2004, in Oliven-GIS-ha berechnet wird.

(2) Die Gesamtflache einer landwirtschaftlichen Parzelle kann bertcksichtigt werden, sofern sie nach den
gebrauchlichen Normen des Mitgliedstaats oder der betreffenden Region ganz genutzt wird. Andernfalls wird die
tatsachlich genutzte Flache berticksichtigt.

FUr Regionen, in denen bestimmte Landschaftsmerkmale, insbesondere Hecken, Graben oder Mauern, traditionell
Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, kdnnen die Mitgliedstaaten festlegen, dass
die entsprechende Flache als Teil der vollstandig genutzten Flache gilt, sofern sie eine von den Mitgliedstaaten zu
bestimmende Gesamtbreite nicht tbersteigt. Diese Breite muss der in der betreffenden Region traditionell Gblichen
Breite entsprechen und darf zwei Meter nicht Gberschreiten. Die Mitgliedstaaten kénnen nach vorheriger Mitteilung an
die Kommission eine gréRere Breite als zwei Meter zulassen, wenn die betreffenden Flachen fur landwirtschaftliche

Kulturpflanzen bei der Festsetzung der Ertrage der betreffenden Regionen berucksichtigt wurden.

(3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind alle Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang IIl der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 aufgefiihrten Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang IV
derselben Verordnung bezeichneten guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kdnnen, Teil der
Gesamtfliche der landwirtschaftlichen Parzelle.3) Uber die Bestimmungen des Absatzes 2 hinaus sind alle
Landschaftsmerkmale, die in den in Anhang rémisch drei der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003, aufgefuhrten
Rechtsakten genannt oder Bestandteil des in Artikel 5 und Anhang rémisch vier derselben Verordnung bezeichneten
guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle.

4) Die Beihilfefahigkeit der landwirtschaftlichen Parzellen wird mit geeigneten Mitteln Uberpruft. Hierzu wird
erforderlichenfalls die Vorlage entsprechender zusatzlicher Belege verlangt."

"Artikel 50
Berechnungsgrundlage in Bezug auf die angemeldeten Flachen

1. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen
far Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal3 Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die
ermittelte Flache einer Kulturgruppe Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des



Beihilfebetrags die angegebene Flache bertcksichtigt.1. Liegt im Fall von Beihilfeantrdagen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemal Titel
rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die ermittelte Flache einer Kulturgruppe
Uber der im Beihilfeantrag angegebenen Flache, so wird bei der Berechnung des Beihilfebetrags die angegebene
Flache berucksichtigt.

2. Ergibt sich bei einem Beihilfeantrag im Rahmen der Betriebspramienregelung eine Abweichung zwischen den
angemeldeten Zahlungsanspriichen und der angemeldeten Flache so wird, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51
und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse aufgrund der tatsachlich ermittelten Flache, fur die Berechnung
der Zahlung die niedrigere der beiden Grof3en zugrunde gelegt.

3. Liegt im Fall von Beihilfeantragen im Rahmen der flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen
fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, die im
Sammelantrag angegebene Flache Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe,
unbeschadet der gemaR den Artikeln 51 und 53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschliisse, auf der Grundlage der
far diese Kulturgruppe ermittelten Flache berechnet. [ ]3. Liegt im Fall von Beihilfeantrdagen im Rahmen der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaf Titel
romisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, die im Sammelantrag angegebene Flache
Uber der ermittelten Flache derselben Kulturgruppe, so wird die Beihilfe, unbeschadet der gemaR den Artikeln 51 und
53 vorzunehmenden Kirzungen und Ausschlisse, auf der Grundlage der fur diese Kulturgruppe ermittelten Flache
berechnet. []

Artikel 51
Kiirzungen und Ausschliisse in Fallen von Ubererkldrungen

Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der flachenbezogenen Beihilferegelungen,
ausgenommen die Beihilfen flr Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9 bzw. 10c der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, Uber der gemald Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung
ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache, gekiirzt um das Doppelte der
festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz Gber 3 % oder 2 ha liegt, aber nicht mehr als 20 % der
ermittelten Flache ausmacht.Liegt bei einer Kulturgruppe die angemeldete Flache fir die Zwecke der
flachenbezogenen Beihilferegelungen, ausgenommen die Beihilfen fur Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaf Titel
rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus 2003,, Uber der gemaR Artikel 50 Absatze 3, 4 und
5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird die Beihilfe auf der Grundlage der ermittelten Flache,
gekurzt um das Doppelte der festgestellten Differenz, berechnet, wenn die Differenz lber 3 % oder 2 ha liegt, aber
nicht mehr als 20 % der ermittelten Flache ausmacht.

Liegt die festgestellte Differenz Uber 20 % der ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine
flachenbezogene Beihilfe gewahrt. Liegt in Bezug auf die ermittelte Gesamtflache, fir die ein Sammelantrag auf
Beihilfegewdhrung, ausgenommen die Beihilfen fiir Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel IV Kapitel 6, 9
bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003, gestellt wird, die angegebene Flache um mehr als 30 % Uber der gemal
Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird im laufenden Kalenderjahr keine
Beihilfe im Rahmen der betreffenden Beihilferegelungen, auf die der Betriebsinhaber gemaR Artikel 50 Absatze 3, 4
und 5 der vorliegenden Verordnung Anspruch gehabt hatte, gewahrt.Liegt die festgestellte Differenz Uber 20 % der
ermittelten Flache, so wird fur die betreffende Kulturgruppe keine flachenbezogene Beihilfe gewdhrt. Liegt in Bezug auf
die ermittelte Gesamtflache, fur die ein Sammelantrag auf Beihilfegewdhrung, ausgenommen die Beihilfen fur
Starkekartoffeln, Saatgut und Tabak gemaR Titel rémisch vier Kapitel 6, 9 bzw. 10c der Verordnung (EG) Nr. 1782 aus
2003,, gestellt wird, die angegebene Flache um mehr als 30 % Uber der gemal Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der
vorliegenden Verordnung ermittelten Flache, so wird im laufenden Kalenderjahr keine Beihilfe im Rahmen der
betreffenden Beihilferegelungen, auf die der Betriebsinhaber gemaR Artikel 50 Absatze 3, 4 und 5 der vorliegenden
Verordnung Anspruch gehabt hatte, gewahrt.

Liegt die Differenz Gber 50 %, so ist der Betriebsinhaber ein weiteres Mal bis zur Héhe eines Betrags, der der Differenz
zwischen der angegebenen Flache und der nach Artikel 50 Absatze 3 bis 5 ermittelten Flache entspricht, von der
Beihilfegewahrung auszuschlieBen. [ 1"



"Artikel 68
Ausnahmen von der Anwendung der Kirzungen und Ausschlisse

1. Die in Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. [ ]'1. Die in
Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kurzungen und Ausschlisse finden keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber
sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft. [ 1"

"Artikel 73
Ruckforderung zu Unrecht gezahlter Betrage

1. Bei zu Unrecht gezahlten Betragen ist der Betriebsinhaber zur Rickzahlung dieser Betrage zuzuglich der gemaf
Absatz 3 berechneten Zinsen verpflichtet.

3. Die Zinsen werden fir den Zeitraum zwischen der Ubermittlung des Riickforderungsbescheids an den
Betriebsinhaber und der tatsachlichen Riickzahlung bzw. dem Abzug berechnet. Der anzuwendende Zinssatz wird nach
MaRgabe der einschlagigen nationalen Rechtsvorschriften festgesetzt, darf jedoch nicht niedriger sein als der bei der
Ruckforderung von Betragen nach einzelstaatlichen Vorschriften geltende Zinssatz.

4. Die Verpflichtung zur Rickzahlung gemaR Absatz 1 gilt nicht, wenn die Zahlung auf einen Irrtum der zustandigen
Behdrde oder einer anderen Behdrde zurlickzufiihren ist, der vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden
konnte. Bezieht sich der Irrtum auf Tatsachen, die fir die Berechnung der betreffenden Zahlung relevant sind, so gilt
Unterabsatz 1 nur, wenn der Ruckforderungsbescheid nicht innerhalb von zwdélf Monaten nach der Zahlung
Ubermittelt worden ist.

5. Die Verpflichtung zur Riuckzahlung gemal3 Absatz 1 gilt nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und
dem Tag, an dem der Beglnstigte von der zustandigen Behorde erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt
wurde, mehr als zehn Jahre vergangen sind. Der in Unterabsatz 1 genannte Zeitraum wird jedoch auf vier Jahre

verkurzt, wenn der Beglinstigte in gutem Glauben gehandelt hat.

6. FUr Betrage, die aufgrund von Kirzungen und Ausschlissen gemaf3 den Bestimmungen des Artikels 21 und des
Titels IV zurlckgezahlt werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.6. Fur Betrage, die aufgrund von
Kdrzungen und Ausschlissen gemaR den Bestimmungen des Artikels 21 und des Titels romisch vier zurtickgezahlt

werden mussen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier Jahren.
7. Die Absatze 4 und 5 gelten nicht bei Vorschissen."

Gemal? § 3 Abs. 1 der Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft
Uber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem im
Bereich der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), BGBI. Il Nr. 31/2008, ist der Sammelantrag
(Mehrfachantrag-Flachen) von allen Betriebsinhabern, die Direktzahlungen beziehen, abzugeben. Der Sammelantrag
ist fur das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter Verwendung eines von der AMA aufzulegenden Formblattes
einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller samtliche fir die Erledigung seines Antrages erforderlichen
Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind dem jeweiligen Antrag beizulegen. Der Antrag hat zusatzlich
zu den Angaben, die in den in 8 1 genannten Rechtsakten gefordert sind, folgende Angaben zu enthalten:Gemal}
Paragraph 3, Absatz eins, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Uber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und
Kontrollsystem im Bereich der Direktzahlungen (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr.
31 aus 2008,, ist der Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) von allen Betriebsinhabern, die Direktzahlungen
beziehen, abzugeben. Der Sammelantrag ist fur das jeweilige Kalenderjahr bis 15. Mai unter Verwendung eines von der
AMA aufzulegenden Formblattes einzureichen. Gleichzeitig sind vom Antragsteller samtliche fur die Erledigung seines
Antrages erforderlichen Nachweise zu erbringen. Entsprechende Unterlagen sind dem jeweiligen Antrag beizulegen.
Der Antrag hat zusatzlich zu den Angaben, die in den in Paragraph eins, genannten Rechtsakten gefordert sind,
folgende Angaben zu enthalten:

1. Name/Firma, Geburtsdatum und Anschrift des Antragstellers,
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2. Betriebsnummer; verfigt der Antragsteller Uber mehrere Betriebsnummern, so hat er die Hauptbetriebsnummer zu

kennzeichnen,
3. Bankverbindung und Namenskonto bei einem Kreditinstitut,
4. Angabe der Flachen, getrennt nach ihrer Nutzung als

a) Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fur die eine gesonderte Nutzung gemal lit. ¢) bis o) anzugeben isg)
Ackerflachen mit Ausnahme jener Flachen, fir die eine gesonderte Nutzung gemal Litera c,) bis 0) anzugeben ist,

b) Dauergrinlandflachen,

[l

Gemall Abs. 2 sind die Flachen nach Lage und GroBe in ha mit zwei Dezimalstellen kaufmannisch gerundet,
Katastralgemeinde und Grundsticksnummer anzugeben.Gemal3 Absatz 2, sind die Flachen nach Lage und Grof3e in ha
mit zwei Dezimalstellen kaufmannisch gerundet, Katastralgemeinde und Grundstiicksnummer anzugeben.

Gemal 8 3 der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft tGber
eine auf ein geographisches Informationssystem gestltzte Flachenidentifizierung (INVEKOS-GIS-Verordnung), BGBI. ||
Nr. 335/2004, bedeuten:Gemal3 Paragraph 3, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft,
Umwelt und Wasserwirtschaft Uber eine auf ein geographisches Informationssystem gestutzte Flachenidentifizierung
(INVEKOS-GIS-Verordnung), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 335 aus 2004,, bedeuten:

1. Feldstick: eine eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer
Nutzungsart gemall 8 7, die zur Ganze innerhalb oder aulRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.1. Feldsttick: eine
eindeutig abgrenzbare und in der Natur erkennbare Bewirtschaftungseinheit mit nur einer Nutzungsart gemaf
Paragraph 7,, die zur Ganze innerhalb oder auRerhalb des benachteiligten Gebietes liegt.

2. Grundstuck: jener Teil einer Katastralgemeinde, der im Grenzkataster oder im Grundsteuerkataster als solcher mit

einer eigenen Nummer bezeichnet ist.

3. Grundstulcksanteil am Feldstick: jener Flachenanteil eines Grundstlickes, der zu einem bestimmten Feldstick
gehort.

4. Schlag: eine zusammenhangende Flache auf einem Feldstuck, die fur eine Vegetationsperiode mit nur einer Kultur
bewirtschaftet wird oder auf der jegliche Kultur fehlt.

Gemald § 5 der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen Flachenangaben zum Feldstiick, Grundstlicksanteil am Feldsttick
und Schlag ausgehend von der ermittelten Grundstticksflache. Das AusmalR der Flache ist jeweils fur die tatsachlich
genutzte Flache zu ermitteln. Nicht beihilfefahige Flachen wie insbesondere fur Weg- oder Gebdudeflachen sind von
der Grundstucksflache abzuziehen, ebenso Hecken, Graben, Gehdlze oder Mauern. Landschaftsmerkmale im Sinne
des Art. 30 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der
tatsachlich genutzten Flache, wenn sie insbesondere eine Breite von zwei Metern oder im Verhaltnis zur Gesamtflache
des Feldstticks eine signifikante GréBe nicht Uberschreiten.GemaR Paragraph 5, der INVEKOS-GIS-Verordnung erfolgen
Flachenangaben zum Feldstuck, Grundsticksanteil am Feldstick und Schlag ausgehend von der ermittelten
Grundsticksflache. Das Ausmall der Flache ist jeweils far die tatsachlich genutzte Flache zu ermitteln. Nicht
beihilfefahige Flachen wie insbesondere fir Weg- oder Gebaudeflachen sind von der Grundstulicksflache abzuziehen,
ebenso Hecken, Graben, Geholze oder Mauern. Landschaftsmerkmale im Sinne des Artikel 30, der Verordnung (EG) Nr.
796 aus 2004, gelten unbeschadet beihilfenspezifischer Regelungen dann als Teil der tatsachlich genutzten Flache,
wenn sie insbesondere eine Breite von zwei Metern oder im Verhdltnis zur Gesamtflache des Feldsticks eine
signifikante GréRe nicht Gberschreiten.

Gemall § 8 INVEKOS-GIS-Verordnung ist die Hofkarte eine unter Einsatz computergestltzter geographischer
Informationstechniken erstellte kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den
landwirtschaftlich genutzten Flachen eines Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:Gemal Paragraph 8, INVEKOS-GIS-
Verordnung ist die Hofkarte eine unter Einsatz computergestitzter geographischer Informationstechniken erstellte
kartographische Unterlage. Dabei sind auf Orthophotobildern von den landwirtschaftlich genutzten Flachen eines
Betriebs jedenfalls ersichtlich gemacht:
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1. der graphische Datenbestand der einzelnen Grundstiicke laut DKM (Grenzen, Nummern, Nutzungslinien und
Nutzungssymbole);

2. die Feldsticksgrenzen aufgrund von Digitalisierungen im Auftrag des Antragstellers bzw. bei deren Fehlen ein
Vorschlag fur eine Feldstlcksbildung anhand der letzten Antragstellung vor Erstellung der Hofkarte.

Die Hofkarte dient dem Antragsteller gemal® 8 9 Abs. 1 als Hilfsmittel bei der Ermittlung von Lage und Ausmal3
beihilfenrelevanter Flachen. Die Hofkarte ist gemaRR Abs. 2 von der Agrarmarkt Austria fur Vor-Ort-Kontrollen
heranzuziehen.Die Hofkarte dient dem Antragsteller gemal Paragraph 9, Absatz eins, als Hilfsmittel bei der Ermittlung
von Lage und Ausmal beihilfenrelevanter Flachen. Die Hofkarte ist gemal3 Absatz 2, von der Agrarmarkt Austria fur
Vor-Ort-Kontrollen heranzuziehen.

Gemal? § 10 INVEKOS-GIS-Verordnung Ubermittelt die Agrarmarkt Austria allen Antragstellern, die zum letzten vor der
Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen
Ausdruck der Hofkarte. GemaR Abs. 2 ist ein elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte samt
Internetapplikation sicherzustellen (INVEKOS-GIS).GemaR Paragraph 10, INVEKOS-GIS-Verordnung uUbermittelt die
Agrarmarkt Austria allen Antragstellern, die zum letzten vor der Erstellung der Hofkarte liegenden Antragstermin einen
Sammelantrag (Mehrfachantrag-Flachen) gestellt haben, einen Ausdruck der Hofkarte. Gemall Absatz 2, ist ein
elektronischer Zugriff des Antragstellers auf die Daten der Hofkarte samt Internetapplikation sicherzustellen (INVEKOS-
GIS).

Art. 4 Abs. 1 bis 3 INVEKOS-GIS-Verordnung 2011, BGBI. Il Nr. 330/2011, lautet:Artikel 4, Absatz eins bis 3 INVEKOS-GIS-
Verordnung 2011, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 330 aus 2011, lautet:

"8 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 ist das Feldstlckspolygon, das aus
Grundsticksanteilen besteht."§ 4. (1) Referenzparzelle im Sinne des Artikel 6, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,
ist das Feldsttickspolygon, das aus Grundsticksanteilen besteht.

(2) Soweit eine Referenzparzelle bei Aimen oder Hutweiden sowohl produktive Flachen als auch unproduktive Flachen
aufweist, gilt als Referenzflache die Summe der zur Beweidung geeigneten Teilflachen mit einheitlichem Bewuchs unter

Abzug von Odland und Uberschirmten Flachen nach MaRgabe des Odland- oder Uberschirmungsgrades.
(3) Zur Referenzparzelle zahlen auch:

a) Flachen, die zwar aktuell nicht landwirtschaftlich genutzt werden, jedoch spdatestens nach drei Jahren und mit

geringem Aufwand wieder landwirtschaftlich genutzt werden (sonstige Flachen);

b) Landschaftselemente gemald Art. 34 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009; davon Landschaftselemente, die in
den in Anhang Il der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgefiihrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,
dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;b) Landschaftselemente
gemal Artikel 34, Absatz 3, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009,; davon Landschaftselemente, die in den in Anhang
rémisch zwei der Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, aufgefuhrten Rechtsakten genannt sind, unter der Voraussetzung,
dass der Antragsteller im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht diese Eigenschaft nachweist;

c) Traditionelle Charakteristika gemaf3 Art. 34 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009, wenn sie eine Breite von zwei
Metern nicht Uberschreiten sowiec) Traditionelle Charakteristika gemal Artikel 34, Absatz 2, der Verordnung (EG) Nr.
1122 aus 2009,, wenn sie eine Breite von zwei Metern nicht Gberschreiten sowie

d) Landschaftselemente und sonstige natlrliche Merkmale mit einer Grof3e von weniger als einem Ar, wenn deren
Gesamtausmal 6 % der Referenzflache nicht Uberschreitet; bei Almen und Hutweiden gilt dies nur fur Teilflachen, bei
denen kein Abzug von Odland und tberschirmten Flachen zu erfolgen hat.

Lit. b bis d gelten ungeachtet einer digitalen Erfassung der Landschaftselemente im Landschaftselementelayer."
8§ 8i Abs. 1 MOG 2007 lautet:Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 lautet:
"Regelung fur Auftreiber auf gemeinschaftlich genutzte Futterflachen

§8 8i. (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere auftreiben, wird die
beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere zugerechnet. Gemal3 Art. 73
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009
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hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems im Rahmen der Stutzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemald der genannten
Verordnung und mit Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung
anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stutzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S.
1, finden Kirzungen und Ausschlisse keine Anwendung, wenn fur den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande
erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen
hatten kénnen."Paragraph 8 i, (1) Betriebsinhabern, die auf gemeinschaftlich genutzte Almen und Weiden Tiere
auftreiben, wird die beihilfefahige Flache entsprechend dem Anteil der von ihnen jeweils aufgetriebenen Tiere
zugerechnet. GemaR Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfihrungsbestimmungen
zur Verordnung (EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und
des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der Stltzungsregelungen fur Inhaber
landwirtschaftlicher Betriebe gemafl der genannten Verordnung und mit Durchfihrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der
Stutzungsregelung fur den Weinsektor, Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, finden Kirzungen und
AusschlUsse keine Anwendung, wenn flr den auftreibenden Betriebsinhaber keine Umstande erkennbar waren, die
ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflaichen zweifeln lassen hatten kdnnen."

§ 13 der Verordnung des Bundesministers fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft Uber die
Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem im Bereich
der Direktzahlungen und sonstigen horizontalen Regeln (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008), BGBI. Il Nr.
31/2008, lautet:Paragraph 13, der Verordnung des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und
Wasserwirtschaft Uber die Einhaltung der anderweitigen Verpflichtungen und Uber das integrierte Verwaltungs- und
Kontrollsystem im Bereich der Direktzahlungen und sonstigen horizontalen Regeln (INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung
2008), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 31 aus 2008,, lautet:

"Feststellungsbescheid

§ 13. Die AMA kann Feststellungsbescheide erlassen, wenn eine Partei wegen der Strittigkeit oder Unsicherheit von
Rechtsverhéltnissen oder rechtserheblichen Tatsachen - wie insbesondere das Vorliegen eines oder mehrerer Betriebe
oder das Bestehen von Zahlungsansprichen - Gefahr lauft, Nachteile zu erleiden."Paragraph 13, Die AMA kann
Feststellungsbescheide erlassen, wenn eine Partei wegen der Strittigkeit oder Unsicherheit von Rechtsverhaltnissen
oder rechtserheblichen Tatsachen - wie insbesondere das Vorliegen eines oder mehrerer Betriebe oder das Bestehen
von Zahlungsansprichen - Gefahr lauft, Nachteile zu erleiden."

XXXXromisch 40

1. Soweit der BeschwerdefUhrer vorbringt, das behordlich (bei der Vor-Ort-Kontrolle) festgestellte FldchenausmaR sei
falsch, ist er nicht im Recht.

Er beruft sich zunachst darauf, dass Ubererkldrungen in Bezug auf eine Parzelle mit Untererkldrungen in Bezug auf
eine andere Parzelle derselben Kulturgruppe zu verrechnen seien, dies habe die Behdrde verabsaumt. Der
Beschwerdefiihrer beruft sich auf Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122/2009. Diese Verordnung ist allerdings fiir das
betreffende Antragsjahr nicht anzuwenden. Vielmehr statuiert Art. 50 Abs. 1 VO 796/2004 den Grundsatz, dass nicht
mehr an Pramie gewahrt werden darf als beantragt. Es kdnnen daher nur solche Flachen miteinander verrechnet
werden, die korrekt identifiziert wurden, da nach der Definition der ermittelten Flache in Art. 2 Z 22 VO 796/2004
neben den materiellen Voraussetzungen fur das Vorliegen einer beihilfefahigen Flache auch die formellen
Voraussetzungen einer korrekten Antragstellung vorliegen muissen, damit eine Flache als ermittelt gelten kann. GemaR
Art. 12 lit. d VO (EG) 796/2004 hat der Sammelantrag die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller
landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache ausgedrickt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und
gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die Parzelle bewdssert wird, zu enthalten. Eine nicht
vorschriftsgemaR beantragte Flache kann daher nicht mit einer beantragten Flache gegenverrechnet werden.Er beruft
sich zunachst darauf, dass Ubererkldrungen in Bezug auf eine Parzelle mit Untererkldrungen in Bezug auf eine andere
Parzelle derselben Kulturgruppe zu verrechnen seien, dies habe die Behorde verabsaumt. Der Beschwerdefuhrer
beruft sich auf Erwagungsgrund 79 der VO (EG) 1122 aus 2009,. Diese Verordnung ist allerdings fur das betreffende
Antragsjahr nicht anzuwenden. Vielmehr statuiert Artikel 50, Absatz eins, VO 796 aus 2004, den Grundsatz, dass nicht
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mehr an Pramie gewahrt werden darf als beantragt. Es kénnen daher nur solche Flachen miteinander verrechnet
werden, die korrekt identifiziert wurden, da nach der Definition der ermittelten Flache in Artikel 2, Ziffer 22, VO 796 aus
2004, neben den materiellen Voraussetzungen fur das Vorliegen einer beihilfefahigen Flache auch die formellen
Voraussetzungen einer korrekten Antragstellung vorliegen muissen, damit eine Flache als ermittelt gelten kann. GemanR
Artikel 12, Litera d, VO (EG) 796 aus 2004, hat der Sammelantrag die zweckdienlichen Angaben zur Identifizierung aller
landwirtschaftlichen Parzellen des Betriebs, ihre Flache ausgedruckt in Hektar mit zwei Dezimalstellen, ihre Lage und
gegebenenfalls ihre Nutzung mit dem Hinweis, ob die Parzelle bewdassert wird, zu enthalten. Eine nicht
vorschriftsgemal’ beantragte Fldche kann daher nicht mit einer beantragten Flache gegenverrechnet werden.

Nach Art. 30 Abs. 2 VO (EG) 796/2004 kénnen die Mitgliedstaaten bestimmten, dass bestimmte Landschaftsmerkmale,
die traditionell Bestandteil guter landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, auf die Nutzflache
angerechnet werden. Dabei dirfen diese aber eine von dem Mitgliedstaat zu bestimmende Gesamtbreite nicht
Ubersteigen. Die Verordnung bedenkt hier insbesondere Hecken, Graben oder Mauern. DarUber hinaus sind nach Art.
30 Abs. 3 Landschaftsmerkmale, die in bestimmten, dem Umwelt- und Landschaftsschutz dienenden EU-
Verordnungen genannt sind oder Bestandteil des guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kénnen,
Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen Parzelle. Diese Bestimmungen schlieBen Landschaftselemente auf
Almen nicht aus. Dabei ist aber zu bedenken, dass das auf den gegenstandlichen Fall anwendbare unionsrechtliche
Regelwerk fur die Besonderheiten der Almen auch keine Vorkehrungen trifft. Art. 8 dieser Verordnung legt allgemein
fest, dass mit Bdumen bestandene Flachen nur insoweit beantragt werden kdnnen, als auf ihnen die Nutzung der
Futterflache unter denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Die
Arbeitsunterlage der Kommission vom 9.3.2005, AGRI/60363/2005, legt diese Bestimmung dahingehend aus, dass eine
Baumdichte von 50 Baumen/ha eine Anerkennung als Futterflache in der Regel ausschlie3t. Ausnahmen sind danach
von den Mitgliedstaaten im Vorhinein festzulegen.Nach Artikel 30, Absatz 2, VO (EG) 796 aus 2004, kénnen die
Mitgliedstaaten bestimmten, dass bestimmte Landschaftsmerkmale, die traditionell Bestandteil guter
landwirtschaftlicher Anbau- oder Nutzungspraktiken sind, auf die Nutzflache angerechnet werden. Dabei dirfen diese
aber eine von dem Mitgliedstaat zu bestimmende Gesamtbreite nicht Ubersteigen. Die Verordnung bedenkt hier
insbesondere Hecken, Graben oder Mauern. Daruber hinaus sind nach Artikel 30, Absatz 3, Landschaftsmerkmale, die
in bestimmten, dem Umwelt- und Landschaftsschutz dienenden EU-Verordnungen genannt sind oder Bestandteil des
guten landwirtschaftlichen und 6kologischen Zustands sein kdnnen, Teil der Gesamtflache der landwirtschaftlichen
Parzelle. Diese Bestimmungen schlieen Landschaftselemente auf Almen nicht aus. Dabei ist aber zu bedenken, dass
das auf den gegenstandlichen Fall anwendbare unionsrechtliche Regelwerk flir die Besonderheiten der Almen auch
keine Vorkehrungen trifft. Artikel 8, dieser Verordnung legt allgemein fest, dass mit Baumen bestandene Flachen nur
insoweit beantragt werden kénnen, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen moglich
ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Die Arbeitsunterlage der Kommission vom 9.3.2005,
AGRI/60363/2005, legt diese Bestimmung dahingehend aus, dass eine Baumdichte von 50 Baumen/ha eine
Anerkennung als Futterflache in der Regel ausschlie3t. Ausnahmen sind danach von den Mitgliedstaaten im Vorhinein
festzulegen.

Die Gewahrung einer Beihilfe ist in Osterreich auch fiir baumbestandene Flichen auf Almen dadurch méglich, dass die
gesamte als Futterflache prinzipiell taugliche Almflache beihilfefahig ist, davon jedoch in groberen Schritten die
moglichst prazise abgeschatzte nicht futterfahige Flache pauschal abgezogen wird. Dieses "Pro-Rata-System" scheint
eine zulassige Moglichkeit zu sein, die tatsachliche Futterflache auf Almen mit vertretbarem Aufwand zu bestimmen.
Die Zulassigkeit dieses Systems wird auch in Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-
Gesetzgebung (Art. 10 und Erwagungsgrund 13 der VO [EU] 640/2014) bestatigt.Die Gewahrung einer Beihilfe ist in
Osterreich auch fur baumbestandene Flidchen auf Almen dadurch méglich, dass die gesamte als Futterfliche prinzipiell
taugliche Almflache beihilfeféhig ist, davon jedoch in groberen Schritten die moglichst prazise abgeschatzte nicht
futterfahige Flache pauschal abgezogen wird. Dieses "Pro-Rata-System" scheint eine zulassige Moglichkeit zu sein, die
tatsachliche Futterflache auf Almen mit vertretbarem Aufwand zu bestimmen. Die Zulassigkeit dieses Systems wird
auch in Arbeitsdokumenten der EU-Kommission und in der neuen EU-Gesetzgebung (Artikel 10 und Erwagungsgrund
13 der VO [EU] 640 aus 2014,) bestatigt.

Gleichzeitig scheint aber die zusatzliche - prazise - Ermittlung bestimmter Landschaftselemente in diesem System
nicht moglich zu sein, da diese Methode damit arbeitet, dass gerade nicht einzelne Elemente in Abzug bzw.



Anrechnung gebracht werden. Wie der Wortlaut der Richtlinie nahelegt, ist bei den Landschaftsmerkmalen an genau
abgrenz- und messbare, sich von der umgebenden Futterflache deutlich abhebende Elemente gedacht. Selbst Wege,
Gebdude oder Teiche, die scharf abgrenzbar sind, bilden bei den Almen Teil der Referenzparzelle und werden nicht
von vornherein ausgeschieden, selbst ihre Berucksichtigung erfolgt pauschal im Rahmen des Pro-Rata-Systems. Es ist
das Wesen einer Alm, dass sie - im Gegensatz zum klassischen Heimbetrieb - aus einer Vielzahl an Elementen besteht,
die die Berglandschaft strukturieren und in besonderer und eigenartiger Weise gestalten. So sind Ublicherweise etwa
Einzelbdume, Baumgruppen und Verndssungszonen mit vielgestaltigem Bewuchs vorhanden. Gerade die regelmaig
anzutreffenden Einzelbdume und Baumgruppen werden im Rahmen des Pro-Rata-Systems beim Uberschirmungsgrad
in groRziigiger Weise ber(icksichtigt, wenn etwa bei einem Uberschirmungsprozentsatz von bis zu 20% dennoch 100%
Futterfliche anerkannt werden. Dies (ibersteigt den in Osterreich nunmehr allgemein festgelegten Prozentsatz von 6%
bei Weitem. Soweit aber dartber hinaus nach Art. 30 Abs. 3 VO (EG) 796/2004 einzelne Elemente, die nach den
angefUhrten Rechtsvorschriften dem Natur- und Landschaftsschutz dienen, dennoch bertcksichtigbar waren, lage es
jedenfalls am Antragsteller, das Bestehen solcher Elemente mdoglichst prazise ins Treffen zu fuhren und diese zu
verorten.Gleichzeitig scheint aber die zusatzliche - prazise - Ermittlung bestimmter Landschaftselemente in diesem
System nicht méglich zu sein, da diese Methode damit arbeitet, dass gerade nicht einzelne Elemente in Abzug bzw.
Anrechnung gebracht werden. Wie der Wortlaut der Richtlinie nahelegt, ist bei den Landschaftsmerkmalen an genau
abgrenz- und messbare, sich von der umgebenden Futterflache deutlich abhebende Elemente gedacht. Selbst Wege,
Gebaude oder Teiche, die scharf abgrenzbar sind, bilden bei den Almen Teil der Referenzparzelle und werden nicht
von vornherein ausgeschieden, selbst ihre Bertcksichtigung erfolgt pauschal im Rahmen des Pro-Rata-Systems. Es ist
das Wesen einer Alm, dass sie - im Gegensatz zum klassischen Heimbetrieb - aus einer Vielzahl an Elementen besteht,
die die Berglandschaft strukturieren und in besonderer und eigenartiger Weise gestalten. So sind Ublicherweise etwa
Einzelbdaume, Baumgruppen und Verndssungszonen mit vielgestaltigem Bewuchs vorhanden. Gerade die regelmaig
anzutreffenden Einzelbdume und Baumgruppen werden im Rahmen des Pro-Rata-Systems beim Uberschirmungsgrad
in groRziigiger Weise ber(icksichtigt, wenn etwa bei einem Uberschirmungsprozentsatz von bis zu 20% dennoch 100%
Futterfliche anerkannt werden. Dies (ibersteigt den in Osterreich nunmehr allgemein festgelegten Prozentsatz von 6%
bei Weitem. Soweit aber dartber hinaus nach Artikel 30, Absatz 3, VO (EG) 796 aus 2004, einzelne Elemente, die nach
den angefiihrten Rechtsvorschriften dem Natur- und Landschaftsschutz dienen, dennoch bericksichtigbar waren, lage
es jedenfalls am Antragsteller, das Bestehen solcher Elemente moglichst prazise ins Treffen zu fihren und diese zu
verorten.

§ 4 Abs. 3 lit. d INVEKOS-GIS-V 2011,BGBI. Il Nr. 330/2011, i. d.g.F., wonach Landschaftselemente bei Almen und
Hutweiden nur auf Teilflichen beriicksichtigt werden kénnen, bei denen kein Abzug von Odland und (iberschirmten
Flichen zu erfolgen hat, spiegelt diese Uberlegungen wieder. Zwar ist diese Verordnung gem. ihrem § 10 auf den
Antrag des Beschwerdeflhrers noch nicht anzuwenden, doch ist darin ein Grundsatz verankert worden, der durch die
weitgehende Unmaoglichkeit einer Kombination des Pro-Rata-Systems mit der Anrechnung von Landschaftselementen
bedingt ist. Dieser Grundsatz ist nicht auf die Antragsjahre ab 2012 beschrankt.Paragraph 4, Absatz 3, Litera d,
INVEKOS-GIS-V 2011, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 330 aus 2011,, i. d.g.F., wonach Landschaftselemente bei Almen und
Hutweiden nur auf Teilflichen beriicksichtigt werden kénnen, bei denen kein Abzug von Odland und (iberschirmten
Fldchen zu erfolgen hat, spiegelt diese Uberlegungen wieder. Zwar ist diese Verordnung gem. ihrem Paragraph 10, auf
den Antrag des Beschwerdeflhrers noch nicht anzuwenden, doch ist darin ein Grundsatz verankert worden, der durch
die weitgehende Unmodglichkeit einer Kombination des Pro-Rata-Systems mit der Anrechnung von
Landschaftselementen bedingt ist. Dieser Grundsatz ist nicht auf die Antragsjahre ab 2012 beschrankt.

Da auch der Beschwerdeflhrer nicht konkret vorbringt, welche Landschaftselemente im angefochtenen Bescheid nicht
bertcksichtigt wurden und in welcher Weise diese zu berucksichtigen gewesen waren, ist die Vorgangsweise der
Behorde auch in diesem Punkt nicht zu beanstanden.

2. Art. 58 VO (EU) 1306/2013 und ahnlich bisher Art. 9 der VO (EG) 1290/2005 verpflichten die Mitgliedstaaten, im
Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie alle sonstigen MalRnahmen zu
erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewahrleisten, insbesondere auch zu
Unrecht gezahlte Betrage zuzlglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn notwendig entsprechende rechtliche Schritte
einzuleiten. Dies wurde auch in Art. 73 Abs. 1 VO (EG) 796/2004 festgelegt. Aus Vorgangerbestimmungen leitete der
Europaische Gerichtshof das unbedingte Gebot der Riuckforderung von zu Unrecht gewahrten Pramien, auch aus den
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Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge,
dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht unbericksichtigt bleiben dirfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in
seinem Erkenntnis vom 9.9.2013,2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehorden
insbesondere berechtigt und verpflichtet sind, die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die
Bescheide, mit denen die Betriebspramien in einer bestimmten Hohe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt
worden sind, abzuandern.2. Artikel 58, VO (EU) 1306 aus 2013, und ahnlich bisher Artikel 9, der VO (EG) 1290 aus 2005,
verpflichten die Mitgliedstaaten, im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik alle Rechts- und Verwaltungsvorschriften
sowie alle sonstigen MalRnahmen zu erlassen, um einen wirksamen Schutz der finanziellen Interessen der Union zu
gewahrleisten, insbesondere auch zu Unrecht gezahlte Betrdge zuziglich Zinsen wiedereinzuziehen und wenn
notwendig entsprechende rechtliche Schritte einzuleiten. Dies wurde auch in Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 796 aus
2004, festgelegt. Aus Vorgdngerbestimmungen leitete der Europdische Gerichtshof das unbedingte Gebot der
Ruckforderung von zu Unrecht gewdhrten Prdmien, auch aus den Vorjahren, ab (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00
Strawson (Farms) Ltd. und J.A. Gagg & Sons, Rn 64). Dies hat zur Folge, dass aktuelle Kontrollergebnisse nicht
unberucksichtigt bleiben dirfen. Auch der Verwaltungsgerichtshof hat zuletzt in seinem Erkenntnis vom 9.9.2013,
2011/17/0216, neuerlich ausgesprochen, dass die Verwaltungsbehoérden insbesondere berechtigt und verpflichtet sind,
die dem Unionsrecht entsprechenden Konsequenzen zu ziehen und die Bescheide, mit denen die Betriebspramien in
einer bestimmten Héhe (aber entgegen dem Unionsrecht) zuerkannt worden sind, abzuandern.

Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Art. 73 Abs. 4 VO (EG) 796/2004 geregelten Grundsatz des
Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der vom
Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behdérdenirrtum vor, weil fehlerhafte
Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den Antragsteller die
Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmale trifft, ist es an ihm gelegen, in
Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 7.10.2013,
2013/17/0541). Dass der Beschwerdefiihrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat, wurde von
ihm nicht belegt.Durchbrochen wird dieses Gebot durch den in Artikel 73, Absatz 4, VO (EG) 796 aus 2004, geregelten
Grundsatz des Vertrauensschutzes und durch den Entfall der Rickforderung, wenn ein Behdrdenirrtum vorliegt, der
vom Betriebsinhaber billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es liegt jedoch kein Behd&rdenirrtum vor, weil
fehlerhafte Flachenangaben in die Sphare des Antragstellers fallen. Ausgehend von dem Grundsatz, dass den
Antragsteller die Verantwortung fur die Richtigkeit der von ihm beantragten Flachenausmalie trifft, ist es an ihm
gelegen, in Zweifelsfallen die beihilfefahige Flache selbst oder durch Beauftragte, allenfalls auch unter Beiziehung von
Sachverstandigen zu ermitteln. Dies ist standige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche VwGH
7.10.2013, 2013/17/0541). Dass der Beschwerdeflhrer dahingehende besondere Anstrengungen unternommen hat,
wurde von ihm nicht belegt.

Die Beschwerdebehauptung, es liege ein Irrtum der Behérde durch Anderung von Messsystem bzw. Messgenauigkeit
vor, weil es ab dem Mehrfach-Antrag-Flachen 2011 zu einer Umstellung des Messsystems von dem bis dahin geltenden
System unter anderem mit 30 %-Schritten ("Almleitfaden 2000") zur verpflichtenden digitalen Flachenermittiung unter
anderem mit 10 %-Schritten gekommen sei, trifft nicht zu. Es trifft auch nicht zu, dass sich die relevante Futterflache
allein durch die Anderung des Messsystems ohne Verdnderungen des Naturzustandes und ohne Anderungen der
Bewirtschaftungsverhaltnisse geandert habe:

Nach den oben angeflhrten Rechtsvorschriften ist nur die tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen
bestandene Flachen kénnen nur insoweit beantragt werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter
denselben Bedingungen moglich ist wie auf Flachen, die nicht baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung
nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000 einen Leitfaden zur Verfligung, der die Ermittlung der
Futterflache auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung
des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche unter Biumen, eine Abschitzung in Prozentschritten
vorgeschlagen. Fur die Feststellung der nach Abzug der Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven
Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene Flachen, die keine Grinfutterpflanzen sind, oder Gerdllflachen
und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur
die beihilfefahigen Flachen zu beantragen. Darauf wurde im Almleitfaden auch hingewiesen (vgl. Pkt. 4 des
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Almleitfadens "Praktische Ermittlung der Almfutterflache").Nach den oben angefliihrten Rechtsvorschriften ist nur die
tatsachlich genutzte Futterflache beihilfefahig. Mit Baumen bestandene Flachen kdnnen nur insoweit beantragt
werden, als auf ihnen die Nutzung der Futterflache unter denselben Bedingungen mdglich ist wie auf Flachen, die nicht
baumbestanden sind. Zur Erleichterung der Berechnung nach diesen beiden Kriterien stellte die AMA im Jahr 2000
einen Leitfaden zur Verfugung, der die Ermittlung der Futterfliche auf Almen erleichtern sollte ("Almleitfaden"). In
diesem Leitfaden wurde zur Erleichterung der Feststellung des Uberschirmungsgrades, also der unproduktiven Fliche
unter Baumen, eine Abschatzung in Prozentschritten vorgeschlagen. Fir die Feststellung der nach Abzug der
Uberschirmten Flachen noch verbleibenden unproduktiven Flachen, wie beispielsweise mit Pflanzen bewachsene
Flachen, die keine Grinfutterpflanzen sind, oder Geréliflichen und Gewasser, wurde keine spezielle Vorgangsweise
vorgeschlagen. Jeder Antragsteller blieb dennoch verpflichtet, nur die beihilfefahigen Flachen zu beantragen. Darauf
wurde im Almleitfaden auch hingewiesen vergleiche Pkt. 4 des Almleitfadens "Praktische Ermittlung der
Almfutterflache").

Im Jahr 2010 stellte die AMA Uber die Bezirksbauernkammer fir die Berechnung des sogenannten LN-Faktors (=die
nicht landwirtschaftliche Nutzflache) zusatzlich ein Berechnungsmodell zur Verfiigung, bei dem nach Abschatzung des
Uberschirmungsgrades die Abschatzung der Ubrigen unproduktiven Flache in 10 %-Schritten erfolgen konnte. Dies
stellte die Zurverfligungstellung eines zusétzlichen Hilfsmittels fiir die Antragsteller dar, aber keine Anderung eines
Messsystems oder einer Messgenauigkeit. Eine verbesserte Messgenauigkeit erfolgte naturgemal mit der
verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 und erfolgt laufend mit der Verbesserung der Luftbildqualitat. Inwiefern
daraus dem Beschwerdeflhrer ein Nachteil erwachsen ist, ware aber in der Beschwerde konkret darzulegen gewesen.
Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen 2012 und 2013 beruhen nicht (ausschlieBlich) auf einem verbesserten Luftbild,
sondern insbesondere auf einer Begutachtung der Alm vor Ort.

Daraus ergibt sich aber, dass der Beschwerdefliihrer den zu Unrecht an ihn gewahrten Beihilfebetrag jedenfalls
zuruckzuerstatten hat.

Ein Irrtum der Behorde ist darin nicht erkennbar.

4. Gemal Art. 22 VO (EG) 796/2004 kann ein Beihilfeantrag bis zur Kenntnisnahme von einer Kontrolle jederzeit
zurlickgenommen werden. Hat die zustandige Behdrde den Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im
Beihilfeantrag hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufihren, und werden
bei dieser Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt, so kdnnen die von einer UnregelmaRigkeit betroffenen Teile des
Beihilfeantrags nicht zuriickgenommen werden.4. GemaR Artikel 22, VO (EG) 796 aus 2004, kann ein Beihilfeantrag bis
zur Kenntnisnahme von einer Kontrolle jederzeit zuriickgenommen werden. Hat die zustdndige Behdrde den
Betriebsinhaber jedoch bereits auf UnregelmaRigkeiten im Beihilfeantrag hingewiesen oder ihn von ihrer Absicht
unterrichtet, eine Vor-Ort-Kontrolle durchzuftihren, und werden bei dieser Kontrolle UnregelmaRigkeiten festgestellt,
so kdnnen die von einer Unregelmaliigkeit betroffenen Teile des Beihilfeantrags nicht zurickgenommen werden.

Die beantragte Flachenreduktion am 20.12.2012 erfolgte durch den Obmann der Almbewirtschafterin nach der Vor-
Ort-Kontrolle, bei der auch tatsdchlich UnregelmaRigkeiten bei der Beantragung im Antragsjahr festgestellt wurden.
Der Antrag konnte daher nachtraglich nicht mehr eingeschrankt werden. Die Behorde ist demnach im angefochtenen
Bescheid zu Recht von einer beantragten Flache von 302,21 ha ausgegangen.

3. Dass ein Antragsteller fur das Verhalten Dritter einzustehen haben kann, ist bereits in Art. 7 der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 2988/95 zugrundegelegt und gilt nicht nur fur verwaltungsrechtliche MaRBnahmen, sondern auch
Sanktionen (vgl. mit zahlreichen Verweisen auf die Rechtsprechung des EuGH Killmann/Glaser, Verordnung [EG,
EURATOM] Nr. 2988/95 [2010], Kommentar zu Art. 7). Allerdings finden nach Art. 68 Abs. 1 VO (EG) Nr. 796/2004 die in
Kapitel | vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse (zu denen auch jene nach Art. 51 der Verordnung gehoren) keine
Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann,
dass ihn keine Schuld trifft.3. Dass ein Antragsteller fir das Verhalten Dritter einzustehen haben kann, ist bereits in
Artikel 7, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 zugrundegelegt und gilt nicht nur flr verwaltungsrechtliche
MalRnahmen, sondern auch Sanktionen vergleiche mit zahlreichen Verweisen auf die Rechtsprechung des EuGH
Killmann/Glaser, Verordnung [EG, EURATOM] Nr. 2988/95 [2010], Kommentar zu Artikel 7,). Allerdings finden nach



Artikel 68, Absatz eins, VO (EG) Nr. 796 aus 2004, die in Kapitel rémisch eins vorgesehenen Kirzungen und Ausschlisse
(zu denen auch jene nach Artikel 51, der Verordnung gehdren) keine Anwendung, wenn der Betriebsinhaber sachlich
richtige Angaben vorgelegt hat oder auf andere Weise belegen kann, dass ihn keine Schuld trifft.

Der Beschwerdefihrer bringt in seiner Beschwerde umfangreich vor, er habe sich auf den Almbewirtschafter verlassen
mussen. Eines anderen Verwalters habe er sich nicht bedienen kénnen, es sei ihm nicht méglich gewesen, selbst die
Futterflaichen zu beantragen, da die Behdrde in ihren Merkblattern und Arbeitsanweisungen keine derartige
Moglichkeit vorsehe und es diesbezlglich kein Verfahren gebe. Der Almbewirtschafter habe sich laufend Uber
Férderungsvoraussetzungen und Anderungen informiert. Die Notwendigkeit zur Zuhilfenahme von Sachverstandigen
bzw. Geometern habe sich aufgrund der ordentlichen Digitalisierung nicht ergeben und ware daher Gber die gehorige
Sorgfalt hinausgegangen. Der Almbewirtschafter habe sich bisher zuverldssig und sorgféltig erwiesen und kenne die
Verhéltnisse auf der AIm wesentlich besser als er selbst. Ohne gegenteilige Anhaltspunkte diirfe er sich daher
grundsatzlich auf die Angaben des Almbewirtschafters verlassen und sei nicht zu einer systematischen und
vollstandigen Uberprifung aller seiner Angaben und Vertretungshandlungen verpflichtet. Trotzdem habe er die
Bedingungen und Voraussetzungen fur eine Antragstellung mehrmals mit dem Almbewirtschafter besprochen und
gemeinsam die Alm besichtigt. Dessen Angaben seien fur ihn schlissig und nachvollziehbar gewesen. Zwar musse er
sich als Almauftreiber die Handlungen des Almbewirtschafters zurechnen lassen, hinsichtlich des Verschuldens als
subjektiv vorwerfbaren Verhaltens musse jedoch fir ihn als Almauftreiber im Vergleich zum Almbewirtschafter ein
abgestufter Sorgfaltsmalstab gelten. Ein allfalliges Verschulden seines Vertreters kdnnen nicht zu einer Bestrafung
seinerseits durch die Anwendung der Kirzungs-und Ausschlussvorschriften fihren. Diese Sanktionen verfolgten
unzweifelhaft praventive und repressive Zwecke und stellten auf ein Verschulden ab. Er selbst treibe sein Vieh auf
diese Almen lediglich auf und habe sich der Aimbewirtschafter immer als verlasslich und sorgfaltig gezeigt. Er habe die
Almen anlasslich der ViehUbergabe personlich begangen und habe keinen Zweifel an der richtigen
Futterflachenangaben der Bewirtschafter gehabt. Als Auftreiber habe er kein Recht in die Antragsunterlagen Einsicht
zu nehmen.

Tatsachlich kann nach den oben angefiihrten Vorschriften der VO (EG) 73/2009 und 796/2004 nur der Betriebsinhaber
(der AlImbewirtschafter) einen Beihilfeantrag stellen, wobei bei gemeinsamer Nutzung durch mehrere Betriebsinhaber
die Flachen entsprechend deren Nutzungsrechten fiktiv aufgeteilt werden.Tatsachlich kann nach den oben
angefuhrten Vorschriften der VO (EG) 73 aus 2009, und 796 aus 2004, nur der Betriebsinhaber (der Alimbewirtschafter)
einen Beihilfeantrag stellen, wobei bei gemeinsamer Nutzung durch mehrere Betriebsinhaber die Flachen
entsprechend deren Nutzungsrechten fiktiv aufgeteilt werden.

Der durch die MOG-Novelle BGBI. | Nr. 47/2014 neu eingefligte § 8i MOG 2007 enthalt nun auch die explizite Regelung,
dass Kurzungen und Ausschlisse keine Anwendung finden, wenn fur den Auftreiber keine Umstande erkennbar
waren, die ihn an der Zuverldssigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten
kdénnen. Im allgemeinen Teil der Erlauterungen zur Regierungsvorlage, 142 Blg. NR 25.GP, heil3t es dazu: "In Umsetzung
der im Arbeitsprogramm der Bundesregierung ebenfalls geforderten Vorlage einer Losung fur die Alimproblematik wird
eine gesetzliche Klarstellung betreffend die Rechtsstellung von Almauftreibern im Verfahren (innerhalb des EU-
rechtlichen Rahmens) vorgenommen." In den Erlduterungen zu § 8i heil3t es: "Abs. 1 sieht neben der anteilsmaRigen
Zurechnung von gemeinschaftlich genutzten Alm- und Weidefldchen vor, dass fir den bloRBen Auftreiber im Fall
abweichender Flachenangaben keine Kirzungen und Ausschliisse ("Sanktionen") verhangt werden, wenn fir den
Auftreiber keine Umstdande erkennbar waren, die Zweifel an der Zuverlassigkeit des Almobmanns/Antragstellers der
gemeinschaftlich genutzten Almflachen geweckt hatten. Derartige Angaben sind weiterhin durch entsprechendes
Vorbringen des Auftreibers zu belegen, um in Art. 73 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1122/2009 mit
Durchfuhrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 73/2009 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Stutzungsregelungen fir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe gemdafl der genannten Verordnung und mit
Durchflihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger
Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fir den Weinsektor, ABI. Nr. L 316 vom 30.11.2009 S. 1, Deckung zu
haben. Da diese Vorgangsweise eine weitgehende Auslegung des Art. 73 Abs. 1 darstellt, ist eine Regelung auf
gesetzlicher Basis vorgesehen."Der durch die MOG-Novelle Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 47 aus 2014, neu
eingefligte Paragraph 8 i, MOG 2007 enthalt nun auch die explizite Regelung, dass Kirzungen und Ausschlisse keine
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Anwendung finden, wenn fur den Auftreiber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der Zuverlassigkeit des
Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kénnen. Im allgemeinen Teil der Erlduterungen
zur Regierungsvorlage, 142 Blg. NR 25.GP, heif3t es dazu: "In Umsetzung der im Arbeitsprogramm der Bundesregierung
ebenfalls geforderten Vorlage einer Losung fur die Aimproblematik wird eine gesetzliche Klarstellung betreffend die
Rechtsstellung von Almauftreibern im Verfahren (innerhalb des EU-rechtlichen Rahmens) vorgenommen." In den
Erlduterungen zu Paragraph 8 i, heil3t es: "Abs. 1 sieht neben der anteilsmaRigen Zurechnung von gemeinschaftlich
genutzten Alm- und Weideflachen vor, dass fur den bloRBen Auftreiber im Fall abweichender Flachenangaben keine
Kdrzungen und Ausschlisse ("Sanktionen") verhdngt werden, wenn fir den Auftreiber keine Umstande erkennbar
waren, die Zweifel an der Zuverlassigkeit des Aimobmanns/Antragstellers der gemeinschaftlich genutzten Aimflachen
geweckt hatten. Derartige Angaben sind weiterhin durch entsprechendes Vorbringen des Auftreibers zu belegen, um
in Artikel 73, Absatz eins, der Verordnung (EG) Nr. 1122 aus 2009, mit Durchfihrungsbestimmungen zur Verordnung
(EG) Nr. 73 aus 2009, hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen, der Modulation und des integrierten
Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der StlUtzungsregelungen fiir Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe
gemal der genannten Verordnung und mit Durchfiihrungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234 aus 2007,
hinsichtlich der Einhaltung anderweitiger Verpflichtungen im Rahmen der Stitzungsregelung fur den Weinsektor,
Amtsblatt Nummer L 316 vom 30.11.2009 Seite 1, Deckung zu haben. Da diese Vorgangsweise eine weitgehende
Auslegung des Artikel 73, Absatz eins, darstellt, ist eine Regelung auf gesetzlicher Basis vorgesehen."

Wie diese Materialien belegen, war dem Gesetzgeber bewusst, dass der Wortlaut des§ 8i MOG 2007 eine weite
Auslegung des Art. 73 Abs. 1 VO (EG) 1122/2009 - flr das hier interessierende Antragsjahr entspricht dem Art. 68 Abs.
1 VO (EG) Nr. 796/2004 - darstellt. Es ist daher fraglich, ob diese Vorschrift unionsrechtskonform ist und vom
Bundesverwaltungsgericht angewendet werden darf.Wie diese Materialien belegen, war dem Gesetzgeber bewusst,
dass der Wortlaut des Paragraph 8 i, MOG 2007 eine weite Auslegung des Artikel 73, Absatz eins, VO (EG) 1122 aus
2009, - fur das hier interessierende Antragsjahr entspricht dem Artikel 68, Absatz eins, VO (EG) Nr. 796 aus 2004, -
darstellt. Es ist daher fraglich, ob diese Vorschrift unionsrechtskonform ist und vom Bundesverwaltungsgericht
angewendet werden darf.

Nach der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshofs sind bei der Auslegung einer Unionsvorschrift nicht nur
deren Wortlaut, sondern auch ihr Zusammenhang und die Ziele zu berlcksichtigen, die mit der Regelung, zu der sie
gehort, verfolgt werden (vgl. jungst das Urteil vom 13.12.2012, Rs C-11/12 mit weiteren Nachweisen). Hierbei ist unter
verschiedenen moglichen Auslegungen diejenige zu wahlen, die die praktische Wirksamkeit der Bestimmung zu
wahren geeignet ist (vgl. etwa EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Schilling und Nehring, Rz 24)Nach der Rechtsprechung
des Europdischen Gerichtshofs sind bei der Auslegung einer Unionsvorschrift nicht nur deren Wortlaut, sondern auch
ihr Zusammenhang und die Ziele zu berucksichtigen, die mit der Regelung, zu der sie gehort, verfolgt werden
vergleiche jingst das Urteil vom 13.12.2012, Rs C-11/12 mit weiteren Nachweisen). Hierbei ist unter verschiedenen
moglichen Auslegungen diejenige zu wahlen, die die praktische Wirksamkeit der Bestimmung zu wahren geeignet ist
vergleiche etwa EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Schilling und Nehring, Rz 24)

Die Randnummern 55 bis 57 der Erwagungsgrinde zur VO (EG) 796/2004 verorten den Sinn der vorgesehenen
Kdrzungen und AusschlUsse darin, geeignete Malinahmen zur Bekampfung von Unregelmal3igkeiten und Betrug zu
treffen, um die finanziellen Interessen der Gemeinschaft wirksam zu schitzen. Kirzungen und Ausschliisse sollten
unter Beachtung des Verhaltnismaligkeitsprinzips und im Fall der Beihilfevoraussetzungen unter Berucksichtigung
bestimmter Probleme infolge hodherer Gewalt sowie aullergewdhnlicher oder natlrlicher Umstande festgelegt
werden.Die Randnummern 55 bis 57 der Erwdgungsgrinde zur VO (EG) 796 aus 2004, verorten den Sinn der
vorgesehenen Kirzungen und Ausschllsse darin, geeignete MalRnahmen zur Bekampfung von UnregelmaRigkeiten
und Betrug zu treffen, um die finanziellen Interessen der Gemeinschaft wirksam zu schitzen. Kirzungen und
AusschlUsse sollten unter Beachtung des VerhaltnismaRigkeitsprinzips und im Fall der Beihilfevoraussetzungen unter
Berlcksichtigung bestimmter Probleme infolge héherer Gewalt sowie auBergewdhnlicher oder naturlicher Umstande
festgelegt werden.

Der Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit, der zu den allgemeinen Grundsatzen des Unionsrechts gehort, verlangt, dass
die von einer Bestimmung des Unionsrechts eingesetzten Mittel zur Erreichung des angestrebten Ziels geeignet sind
und nicht Uber das dazu Erforderliche hinausgehen (EuGH 13.12.2012, Rs C-11/12 mit weiteren Nachweisen). Das
integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem fur Beihilfen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik beruht auf der
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Mitwirkung und Mitverantwortung des Antragstellers, der mit seinem Antrag bestatigt, dass dieser den
Beihilfevoraussetzungen entspricht. Ein wirksames Verfahren setzt voraus, dass die vom Beihilfeantragsteller
beizubringenden Informationen von vornherein vollstandig und richtig sind, so dass sein Antrag ordnungsgemal ist
und er Sanktionen vermeidet (EuGH 19.11.2002, Rs C-304/00 Schilling und Nehring, Rz 34).

Da der Antragsteller gem. Art. 50 VO (EG) 796/2004 jedenfalls verpflichtet ist, den zu Unrecht erhaltenen Beihilfebetrag
zurlickzuzahlen, dienen die in Art. 51 vorgesehenen Sanktionen in erster Linie dem Zweck der Betrugspravention.
Wenn ein Auftreiber allerdings auf derartigen Betrug keinen oder nur sehr begrenzten Einfluss hat, so widersprache es
dem Zweck dieser Norm, sie in diesen Fallen anzuwenden.Da der Antragsteller gem. Artikel 50, VO (EG) 796 aus 2004,
jedenfalls verpflichtet ist, den zu Unrecht erhaltenen Beihilfebetrag zurlickzuzahlen, dienen die in Artikel 51,
vorgesehenen Sanktionen in erster Linie dem Zweck der Betrugspravention. Wenn ein Auftreiber allerdings auf
derartigen Betrug keinen oder nur sehr begrenzten Einfluss hat, so widersprache es dem Zweck dieser Norm, sie in
diesen Fallen anzuwenden.

Daraus kann geschlossen werden, dass§ 8i MOG 2007 dem Unionsrecht nicht widerspricht, wenn er festlegt, dass
keine Sanktionen zu verhangen sind, wenn flr den Auftreiber keine Umstande erkennbar waren, die ihn an der
Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kdnnen. Allerdings ist diese
Gesetzesbestimmung derart auszulegen, dass die Wirksamkeit des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems
nicht gefédhrdet ist. Es muss gewahrleistet sein, dass die Almauftreiber als diejenigen, die die Beihilfe beziehen, nicht
pauschal aus ihrer Verantwortung fur die Richtigkeit des Antrags entlassen werden. GemaR Art. 68 Abs. 1 VO (EG)
796/2004 hat der Beihilfeempfanger im Einzelfall zu belegen, dass ihn kein Verschulden trifft, um Sanktionen zu
vermeiden.Daraus kann geschlossen werden, dass Paragraph 8 i, MOG 2007 dem Unionsrecht nicht widerspricht,
wenn er festlegt, dass keine Sanktionen zu verhangen sind, wenn fur den Auftreiber keine Umstande erkennbar waren,
die ihn an der Zuverlassigkeit des Antragstellers der Alm- oder Weidefutterflachen zweifeln lassen hatten kénnen.
Allerdings ist diese Gesetzesbestimmung derart auszulegen, dass die Wirksamkeit des integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems nicht gefahrdet ist. Es muss gewahrleistet sein, dass die Almauftreiber als diejenigen, die die Beihilfe
beziehen, nicht pauschal aus ihrer Verantwortung fir die Richtigkeit des Antrags entlassen werden. Gemal3 Artikel 68,
Absatz eins, VO (EG) 796 aus 2004, hat der Beihilfeempfanger im Einzelfall zu belegen, dass ihn kein Verschulden trifft,
um Sanktionen zu vermeiden.

Die bloR3e Erklérung, er habe auf den Aimbewirtschafter vertrauen und keine Umstande erkennen kdnnen, die ihn an
seiner Zuverlassigkeit zweifeln lassen hatten kénnen, ist als Beleg fur die Erfillung des Tatbestandes des § 8i Abs. 1
MOG 2007 daher nicht ausreichend. Im konkreten Einzelfall ist festzustellen, dass das beantragte vom festgestellten
FutterflaichenausmaR in betrachtlichem Ausmafl® abweicht, im Hinblick auf die GréRe der Alm und die in der
Beschwerde geschilderten und dem Gericht bekannten betrachtlichen, vor der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr
2010 bestehenden Unsicherheiten und Meinungsverschiedenheiten unter Landwirten Uber die Fldchenbestimmung
auf Almen ist die Anwendung dieser Ausnahmebestimmung im konkreten Fall allerdings vertretbar, weil nach den dem
Gericht vorliegenden Informationen der Beschwerdefiihrer kein Mitglied der die Alm bewirtschaftenden
Agrargemeinschaft und daher bloRBer Auftreiber ohne tatsachlichen Einfluss auf die Antragstellung durch den Obmann
der Agrargemeinschaft ist.Die bloRBe Erklarung, er habe auf den Almbewirtschafter vertrauen und keine Umstande
erkennen konnen, die ihn an seiner Zuverlassigkeit zweifeln lassen hatten kénnen, ist als Beleg fur die Erfullung des
Tatbestandes des Paragraph 8 i, Absatz eins, MOG 2007 daher nicht ausreichend. Im konkreten Einzelfall ist
festzustellen, dass das beantragte vom festgestellten FutterflichenausmaR in betrachtlichem Ausmall abweicht, im
Hinblick auf die GroRe der AlIm und die in der Beschwerde geschilderten und dem Gericht bekannten betrachtlichen,
vor der verpflichtenden Digitalisierung im Jahr 2010 bestehenden Unsicherheiten und Meinungsverschiedenheiten
unter Landwirten Uber die Flachenbestimmung auf Almen ist die Anwendung dieser Ausnahmebestimmung im
konkreten Fall allerdings vertretbar, weil nach den dem Gericht vorliegenden Informationen der Beschwerdeflhrer
kein Mitglied der die Alm bewirtschaftenden Agrargemeinschaft und daher bloBer Auftreiber ohne tatsachlichen
Einfluss auf die Antragstellung durch den Obmann der Agrargemeinschaft ist.

Im konkreten Fall reichen die im Akt vorliegenden Informationen als Beleg fir das fehlende Verschulden des
Beschwerdefuhrers aus.

5. Das Vorbringen der Verjahrung ist wie folgt zu beurteilen:
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Die hier anzuwendende VO (EG) 796/2004 enthalt in Art. 73 Abs. 5 spezielle Verjahrungsbestimmungen. Danach gilt die
Verpflichtung zur Rickzahlung von zu Unrecht gezahlten Beitrdgen nicht, wenn zwischen dem Tag der Zahlung der
Beihilfe und dem Tag, an dem der Begunstigte erfahren hat, dass die Beihilfe zu Unrecht gewahrt wurde, mehr als 10
Jahre bzw. bei gutem Glauben mehr als 4 Jahre vergangen sind. Nach Abs. 6 dieser Bestimmung gilt fir Sanktionen
generell die Vierjahresfrist. Neben dieser sektorbezogenen Regelung findet aber auch Art. 3 Abs. 1 der "horizontalen"
VO (EG) 2988/95 Anwendung, die generell fir UnregelmaRigkeiten in Bezug auf das Gemeinschaftsrecht und so auch
auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation gilt. Gemal dieser Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei
andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem Tag zu laufen, an dem die Unregelmaligkeit
beendet wird. Liegt eine falsche Flachenangabe bei der Einreichung fur Mehrfachflachenantrage fir mehrere Jahre vor,
so liegt eine wiederholte Unregelmaligkeit vor und beginnt die Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten
fehlerhaften Mehrflachenantrags zu laufen (VwGH 7.10.2013,2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fur
Rackforderungen zu Unrecht geleisteter Betrage als auch fur verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.6.2004, Rs C-
278/02 Handlbauer).Die hier anzuwendende VO (EG) 796 aus 2004, enthalt in Artikel 73, Absatz 5, spezielle
Verjahrungsbestimmungen. Danach gilt die Verpflichtung zur Rickzahlung von zu Unrecht gezahlten Beitragen nicht,
wenn zwischen dem Tag der Zahlung der Beihilfe und dem Tag, an dem der Beglnstigte erfahren hat, dass die Beihilfe
zu Unrecht gewahrt wurde, mehr als 10 Jahre bzw. bei gutem Glauben mehr als 4 Jahre vergangen sind. Nach Absatz 6,
dieser Bestimmung gilt fir Sanktionen generell die Vierjahresfrist. Neben dieser sektorbezogenen Regelung findet aber
auch Artikel 3, Absatz eins, der "horizontalen" VO (EG) 2988/95 Anwendung, die generell fur UnregelmaBigkeiten in
Bezug auf das Gemeinschaftsrecht und so auch auf dem Gebiet der Gemeinsamen Marktorganisation gilt. Gemaf
dieser Bestimmung beginnt die Verjahrungsfrist bei andauernden oder wiederholten UnregelmaRigkeiten erst an dem
Tag zu laufen, an dem die UnregelmaRigkeit beendet wird. Liegt eine falsche Fldchenangabe bei der Einreichung fir
Mehrfachfldchenantrage fur mehrere Jahre vor, so liegt eine wiederholte UnregelmafRigkeit vor und beginnt die
Verjahrungsfrist erst mit Einbringung des letzten fehlerhaften Mehrflachenantrags zu laufen (VWGH 7.10.2013,
2012/17/0182). Diese Regelung gilt sowohl fir Ruckforderungen zu Unrecht geleisteter Betrdge als auch fur
verwaltungsrechtliche Sanktionen (EuGH 24.6.2004, Rs C-278/02 Handlbauer).

Im gegenstandlichen Beschwerdefall erfolgten im Jahr 2012 und 2013 Vor-Ort-Kontrollen durch die AMA, durch die die
Verjahrungsfrist wohl unterbrochen wurde (vgl. jungst VwGH 2012/17/0198 vom 29.5.2015)Im gegenstandlichen
Beschwerdefall erfolgten im Jahr 2012 und 2013 Vor-Ort-Kontrollen durch die AMA, durch die die Verjahrungsfrist wohl
unterbrochen wurde vergleiche jungst VwGH 2012/17/0198 vom 29.5.2015).

Nach Angaben des Beschwerdeflhrers erfolgte die Auszahlung des Beihilfebetrages zu 70% am 28.10.2009, wahrend
der Abanderungsbescheid, mit dem die Sanktionen ausgesprochen wurden, erst nach dem 15.11.2013 zugestellt
worden sei. Die teilweise Auszahlung eines Beihilfebeitrages kann jedoch nicht den Lauf der Verjahrungsfrist auslsen.
Gem. Art. 73 Abs. 7 VO 796/2004 gelten die Verjahrungsfristen fur die Ruckforderung nicht bei Vorschissen. Die
Ruckforderung ist daher auch aus diesem Grund nicht verjahrt.Nach Angaben des Beschwerdeflhrers erfolgte die
Auszahlung des Beihilfebetrages zu 70% am 28.10.2009, wahrend der Abanderungsbescheid, mit dem die Sanktionen
ausgesprochen wurden, erst nach dem 15.11.2013 zugestellt worden sei. Die teilweise Auszahlung eines
Beihilfebeitrages kann jedoch nicht den Lauf der Verjahrungsfrist auslésen. Gem. Artikel 73, Absatz 7, VO 796 aus 2004,
gelten die Verjahrungsfristen fur die Rickforderung nicht bei Vorschiissen. Die Rickforderung ist daher auch aus
diesem Grund nicht verjahrt.

6. Zum Beweisantrag, es mogen dem Antragsteller samtliche Prifberichte zur Stellungnahme Gbermittelt werden und
ein Augenschein an Ort und Stelle durchgefuhrt werden, ist festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen, die
Grundlage fur die Gewahrung der Beihilfe darstellen, dem Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online
im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur Verfligung stehen, soweit diese nicht ohnehin persdnlich
zugestellt werden (8 10 INVEKOS-GIS-Verordnung).6. Zum Beweisantrag, es mogen dem Antragsteller samtliche
Prifberichte zur Stellungnahme Ubermittelt werden und ein Augenschein an Ort und Stelle durchgeflhrt werden, ist
festzustellen, dass samtliche Daten und Unterlagen, die Grundlage flr die Gewadhrung der Beihilfe darstellen, dem
Landwirt oder dem Almobmann als seinem Vertreter online im Rahmen der Internet-Applikation INVEKOS-GIS zur
Verflgung stehen, soweit diese nicht ohnehin persdnlich zugestellt werden (Paragraph 10, INVEKOS-GIS-Verordnung).

7. Ein Rechtsanspruch auf bescheidmaRige Festsetzung der Referenzflaiche ist den europarechtlichen
Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen (ausfuhrlich dazu BVwG 21.5.2014, GZ W118 2007172). Nach standiger
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Rechtsprechung des VwGH sind die Verwaltungsbehdrden befugt, im Rahmen ihrer ortlichen und sachlichen
Zustandigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hiefliir entweder eine diesbezugliche ausdrickliche
gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im 6ffentlichen Interesse begrindeter Anlass dazu gegeben oder aber die
Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nicht anderes
bestimmen; ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zulassig, wenn die fir die Feststellung mafRgebende
Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu entscheiden ist, wobei
insbesondere auch die Mdoglichkeit der Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulassigkeit eines
Feststellungsbescheides entgegensteht; vgl. aus der jungsten Vergangenheit VwGH 23.01.2014, 2013/07/0133 unter
Verweis auf VWGH 25.04.1996, 95/07/0216.7. Ein Rechtsanspruch auf bescheidmallige Festsetzung der Referenzflache
ist den europarechtlichen Rechtsgrundlagen nicht zu entnehmen (ausfuhrlich dazu BVwG 21.5.2014, GZ W118
2007172). Nach standiger Rechtsprechung des VWGH sind die Verwaltungsbehdrden befugt, im Rahmen ihrer értlichen
und sachlichen Zustandigkeit auch Feststellungsbescheide zu erlassen, sofern hieflir entweder eine diesbezlgliche
ausdruckliche gesetzliche Anordnung vorliegt, oder ein im 6ffentlichen Interesse begriindeter Anlass dazu gegeben
oder aber die Feststellung im rechtlichen Interesse einer Partei erforderlich ist und die Verwaltungsvorschriften nicht
anderes bestimmen; ein Feststellungsbescheid ist jedenfalls dann nicht zuldssig, wenn die fur die Feststellung
maflgebende Rechtsfrage im Rahmen eines anderen gesetzlich vorgezeichneten Verwaltungsverfahrens zu
entscheiden ist, wobei insbesondere auch die Mdglichkeit der Erlassung eines Leistungsbescheides der Zulassigkeit
eines Feststellungsbescheides entgegensteht; vergleiche aus der jlingsten Vergangenheit VwWGH 23.01.2014,
2013/07/0133 unter Verweis auf VWGH 25.04.1996,95/07/0216.

Hinsichtlich der gesetzlichen Anordnung zur Erlassung von Feststellungsbescheiden kénnte naheliegender Weise an
erster Stelle auf § 13 INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008 verwiesen werden. In diesem Zusammenhang ist
wiederum auf das Erkenntnis des VWGH vom 16.5.0211, 2011/17/0007 zu verweisen. In diesem Erkenntnis kam der
VWGH im Wesentlichen zu dem Schluss, dass die angefihrte Bestimmung lediglich eine Prazisierung der
Rechtsprechung des VWGH zur Zulassigkeit von Feststellungsbescheiden darstellen kann.Hinsichtlich der gesetzlichen
Anordnung zur Erlassung von Feststellungsbescheiden kdnnte naheliegender Weise an erster Stelle auf Paragraph 13,
INVEKOS-Umsetzungs-Verordnung 2008 verwiesen werden. In diesem Zusammenhang ist wiederum auf das
Erkenntnis des VwGH vom 16.5.0211, 2011/17/0007 zu verweisen. In diesem Erkenntnis kam der VWGH im
Wesentlichen zu dem Schluss, dass die angeflhrte Bestimmung lediglich eine Prazisierung der Rechtsprechung des
VWGH zur Zuldssigkeit von Feststellungsbescheiden darstellen kann.

Eine auf die Festlegung der Referenzflache folgende Antragstellung ist zwingende Voraussetzung flr die Gewdhrung
von Pramien. Sie ist fur den Beschwerdeflihrer nicht nur moglich, sondern vielmehr unumganglich. Die Beschreitung
des Rechtswegs vor den Verwaltungsbehoérden bzw. den Gerichten durch den Beschwerdefihrer im Sinn der
Rechtsprechung des VwWGH ist auch zumutbar, vgl. zu diesem Kriterium aus der jingsten Vergangenheit m.w.N. etwa
VWGH 14.10.2013, 2013/12/0042. Wenn der Beschwerdefihrer namlich vorbringt, eine Beantragung Uber das AusmaR
der seitens der AMA festgesetzten Referenzflaiche hinaus berge das Risiko einer Sanktionierung, ist darauf
hinzuweisen, dass der Beschwerdeflihrer einem solchen Risiko nach der oben zitierten Rechtsprechung des VwGH
etwa durch die Beiziehung eines Sachverstandigen aus dem Weg gehen kann.Eine auf die Festlegung der
Referenzflache folgende Antragstellung ist zwingende Voraussetzung fur die Gewdhrung von Pramien. Sie ist fir den
Beschwerdefiihrer nicht nur moéglich, sondern vielmehr unumganglich. Die Beschreitung des Rechtswegs vor den
Verwaltungsbehorden bzw. den Gerichten durch den Beschwerdeflihrer im Sinn der Rechtsprechung des VWGH ist
auch zumutbar, vergleiche zu diesem Kriterium aus der jungsten Vergangenheit m.w.N. etwa VwWGH 14.10.2013,
2013/12/0042. Wenn der BeschwerdefUhrer namlich vorbringt, eine Beantragung Gber das Ausmal der seitens der
AMA festgesetzten Referenzflache hinaus berge das Risiko einer Sanktionierung, ist darauf hinzuweisen, dass der
Beschwerdeflihrer einem solchen Risiko nach der oben zitierten Rechtsprechung des VWGH etwa durch die Beiziehung
eines Sachverstandigen aus dem Weg gehen kann.

Ein derartiger Feststellungsbescheid kénnte dartber hinaus nicht im gerichtlichen Verfahren erlassen werden, da das
Gericht nur auf Grundlage des vom Bescheid umfassten Verfahrensgegenstandes entscheiden kann.

8. Von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde
ausschlief3lich auf Grund der Aktenlage entschieden werden konnte. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen
Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine Verletzung von Art. 6 Abs. 1 MRK oder Art. 47 GRC bedeutet hatte
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(VWGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen
des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (INVEKOS) primdr auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu
erfolgen hat (vgl. EuGH Urteil vom 27. Juni 2013,C-93/12, Agrokonsulting).8. Von der Durchfihrung einer mindlichen
Verhandlung konnte abgesehen werden, da Uber die Beschwerde ausschliel3lich auf Grund der Aktenlage entschieden
werden konnte. Das Gericht konnte so aufgrund des schriftlichen Vorbringens entscheiden, ohne dass dies eine
Verletzung von Artikel 6, Absatz eins, MRK oder Artikel 47, GRC bedeutet hatte (VwGH 20.3.2014, 2013/07/0146). Auch
der EuGH setzt offensichtlich voraus, dass die Flachenermittlung im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und
Kontrollsystems (INVEKOS) primar auf Basis der vorliegenden Orthofotos zu erfolgen hat vergleiche EuGH Urteil vom
27.Juni 2013,C-93/12, Agrokonsulting).

9. Da in der Sache selbst entscheiden wurde, war Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht mehr
abzusprechen.

3.3. Zu Spruchteil B:

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer Rechtsprechung des VwGH
(siehe die unter 3.2. angefiihrte umfangreiche Rechtsprechung des VWGH und des EuGH zu den in der Beschwerde
angesprochenen Punkten).Die Revision ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zuldssig, weil die Entscheidung nicht
von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche
Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab noch fehlt es an einer
Rechtsprechung des VWGH (siehe die unter 3.2. angefiihrte umfangreiche Rechtsprechung des VwGH und des EuGH zu
den in der Beschwerde angesprochenen Punkten).

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
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